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Voraussichtlich wird sich die Immobilienwirt-
schaft auch in den Geschäftsjahren 2025/2026 mit 
schwierigen, verzögernden Planungsprozessen, 
Fachkräftemangel und sehr hohen Materialkos-
ten konfrontiert sehen. In Kombination mit vola-
tilen Finanzierungskosten wird daher sowohl die 
Eigentumsbildung als auch die Ausweitung des 
Mietangebotes erschwert bleiben. Insbesondere 
in dynamisch wachsenden Großstädten und Bal-
lungsräumen wird sich durch die weiterhin hohe 
Wohnungsnachfrage bei eher stagnierendem Neu-
bau die Miet- und Kaufpreisdynamik noch verstär-
ken. Aufgrund der unterschiedlichen Parameter, 
wie z. B. relativ konstanter wohnberechtigter Ein-
wohnerzahl, vergleichsweise höherer Bautätigkeit 
und maßvollen Mietniveaus, wird die gefährliche 
Negativentwicklung in den Hotspots für unser Ge-
schäftsgebiet gegenwärtig nicht gesehen. 

Da der Bau, die Sanierung und Bewirtschaftung 
von Wohnraum unter dem Prinzip der Gemein-
wohlorientierung langfristig ökonomisch erfolg-
reich nur sein können unter Beachtung sowohl 
ökologischer als auch sozialer Aspekte, ist nach-
haltiges Handeln per se integraler Bestandteil der 
genossenschaftlichen Wohnungswirtschaft. Unter 
Wahrung der Tradition guten, sicheren und bezahl-
baren Wohnens sind ein auf Stabilität und Lang-
fristigkeit ausgerichtetes Denken und Handeln, die 
Implementierung gesellschaftlicher Veränderungen 
und Herausforderungen und die Schonung bzw. 
Bewahrung von Ressourcen seit 132 Jahren DNA 
unseres Geschäftsmodells.
 
Dennoch ergeben sich ständig und beschleunigt 
neue rechtliche Vorgaben und Vorschriften, die 
zumindest partiell und zukunftsorientiert in die lau-
fenden Prozesse, die Kommunikationskultur, das 
Berichtswesen sukzessive zu entwickeln und zu 
integrieren sind: Compliance-Richtlinien (CR), Ge-
bäudeenergiegesetz (GEG), EU-Taxonomie (EUT) 
EU-Gebäuderichtlinie (EPBD), Environmental So-
cial & Governance (ESG), Corporate Sustainability 
Reporting Directive (CSRD). 
 
Auch wenn aufgrund ökonomischer Parameter 
(noch) nicht alle Vorgaben vollumfänglich umzu-
setzen und zu erfüllen sind, so tangieren sie doch 

bereits heute unsere gesellschaftspolitischen Stra-
tegien, Prozesse und Entscheidungen. Dies ist si-
cherlich im Themenspektrum des Geschäfts- und 
Lageberichts erkennbar und zieht sich wie ein roter 
Faden durch die wohnwirtschaftliche Tätigkeit des 
Spar- und Bauvereins. Darüber hinaus spielen The-
men wie die Umsetzung des Telekommunikations-
modernisierungsgesetzes (TKMoG), die Errichtung 
von Glasfasernetzen bis in die Wohnungen (FTTH), 
der Entwurf des Gesetzes zur zivilrechtlichen Er-
leichterung des Gebäudebaus (Gebäudetyp-E-Ge-
setz), kommunale Wärmeplanung (WPG) sowie das 
Klimaanpassungsgesetz (KAG) eine nicht unerheb-
liche Rolle und finden Berücksichtigung in der stra-
tegischen Positionierung.
 
Die Auswirkungen aus EPBD und GEG zwingen 
dazu, sich verstärkt mit der Energieerzeugung in 
den Objekten und – soweit vorhanden – der Aus-
schöpfung der Wärmenetzpotenziale auseinander-
zusetzen. Die im nächsten Jahrzehnt kumulierten 
Investitionsanforderungen für den Klimaschutz 
werden erhebliches Eigenkapital erfordern und die 
unternehmerische Leistungsfähigkeit tangieren. 
GEG und EPBD legen nun – nach erheblichem 
Widerstand – keine Mindesteffizienzstandards für 
bestehende Gebäude mehr fest, dennoch beste-
hen weiterhin erhebliche Pflichten in der Wärme-
transformation, die die Wohnungswirtschaft und 
auch die Mieter „an die Grenzen“ bringen wird. 
Die Aufstellung der WPG ist eindeutig zu begrüßen 
und verschafft der Immobilienwirtschaft etwas Zeit. 
Ohne konsequent geregelte Verbindlichkeit der 
Umsetzung droht sie jedoch „im Sand zu verlau-
fen“ und schafft keine Lösungen. Die Entwicklung 
und Datenanalyse zum Klimapfad sowie die Errich-
tung der erforderlichen Prozesse für die Erstellung 
der Nachhaltigkeitsberichte nach CSRD werden 
erheblichen Zeitaufwand und finanzielle Ressour-
cen in den Unternehmen erfordern. Ebenso die for-
cierte Digitalisierung der Unternehmensprozesse 
und des Energiemanagements in Zusammenarbeit 
diverser Technologiepartner und Verbänderessorts.
 
Diese signifikant strengeren Regulierungen treffen 
auf Rahmenbedingungen, die die Situation der 
Immobilienwirtschaft ohnehin seit einigen Jahren 
drastisch verschlechtert haben. Durch die enorm 
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gestiegenen Baukosten und die hohen Preisstei-
gerungen der Bewirtschaftungskosten sind insbe-
sondere bei den Bestandsobjekten inflationsbe-
dingt sinkende Mieten feststellbar. Dies belastet 
den durch Kostensteigerungen bedingten höheren 
finanziellen Eigenmitteleinsatz, der ja stark aus den 
Bestandsmieten generiert wird. Der GdW positio-
niert sich daher zu Recht: 
 
Durch die Verlängerung des Betrachtungszeitraums 
bei der Bestimmung der ortsüblichen Vergleichs-
miete im Jahr 2019 wurden die im Mietspiegel 
ausgewiesenen Mieten zunächst eingefroren und 
können nur auf niedrigem Niveau weit unterhalb 
der Inflation angehoben werden. Auch der weiteren 
Möglichkeit, nämlich der Mieterhöhung nach Mo-
dernisierung, wurde durch das Mietrechtsanpas-
sungsgesetz vom 01.01.2019 ebenfalls erhebliche 
Grenzen gesetzt.
 
Insbesondere die Neuregelung in § 559 Abs. 3а BGB, 
wonach sich die monatliche Miete innerhalb von 
sechs Jahren nicht um mehr als 3 Euro bzw. 2 Euro 
je Quadratmeter Wohnfläche erhöhen darf, führt 
immer mehr zur Nicht-Finanzierbarkeit der Maß-
nahmen. Diese Grenzen sind, sofern die monat- 
liche Miete vor der Mieterhöhung weniger als 
7 Euro pro Quadratmeter Wohnfläche beträgt, auf-
grund der aktuellen Preissteigerungen nicht mehr 
auskömmlich.
 
Die betriebswirtschaftliche Analyse in Zeiten ext-
rem veränderter bzw. verschlechterter Rahmenbe-
dingungen zeigt eindeutig, dass die Finanzierungs-
kraft von Wohnungsbauinvestitionen gerade in der 
sozial orientierten Immobilienwirtschaft extrem und 
immer stärker geschwächt wird. Auch im Kontext 
der sicher berechtigten Nachhaltigkeitserfordernis-
se bedarf es zur Finanzierung unabdingbar ange-
messener Mieterhöhungsspielräume. 
 
Denn wenn man es im Neubau und in der Be-
standssanierung wirklich ernst meint mit den Kli-
mazielen, werden unabdingbare Investitionssum-
men in schwindelerregender Höhe benötigt. 
 
Die Erstellung neuer Wohnungsbauprojekte führt  
mit immer höherer Energieeffizienz und klimaneu-
tralen Heizungstechniken, der Transformation des 
Gebäudebestandes sowie der Annäherung an das 
Ziel Treibhausgasneutralität durch Wärmeversor-
gung in Form nicht fossiler Energieträger zu hohen 
„Klimaschutzkosten“. Daher ist nicht auszuschlie-
ßen, dass sich zwangsläufig die Wohnkostenbe-
lastungen, die während der 2010er-Jahre weitge-
hend konstant geblieben sind, erhöhen werden.  

Es hat sich in hochpreisigen Kommunen bereits 
gezeigt, dass Haushalte mit Anpassungen bzw. 
Reduzierungen beim Wohnraumkonsum darauf re-
agieren, um die Mietbelastungsquote nicht weiter 
ansteigen zu lassen. Damit einher gehen, insbe-
sondere bei einkommensschwächeren Bevölke-
rungsschichten, Überbelegung von Wohnraum und 
Gentrifizierungsprozesse. 
 
Zwar sind im Hochstift aktuell auch diese Entwick-
lungen (noch) nicht erkennbar, sie sind jedoch sehr 
wohl im Blick zu behalten. Bundesweit und damit 
auch regional sind die Zielkonflikte zwischen Kli-
maschutz und erschwinglichem, preisgünstigem 
Wohnen offenkundig: Das Bundes-Klimaschutz-
gesetz (KSG) mit immer höheren Standards erhöht 
zwangsläufig die Erstellungs- und Modernisie-
rungskosten, was wiederum höhere Mieten impli-
ziert. Insofern hoffen auch wir im Sinne des Klima-, 
aber auch Mieterschutzes auf ein Umschwenken 
der Wärmewende durch emissionsfreie Energieträ-
ger und Heizungsoptimierung statt immer höherer 
Effizienzhausstandards und sprechen uns klar für 
eine wirksame CO2-Bepreisung aus, die mit stabi-
lisierter, langfristiger Planungssicherheit wirtschaft-
liche Anreize für Gebäudeinvestitionen schafft. 
In diesem Sinne werden wir die strategische Ge-
schäftspolitik hinsichtlich klimafreundlicher Neu-
bauten und energetisch optimierter Wechsel von 
Heizungsanlagen auch in Zukunft fortsetzen.
 
Stellschrauben der Bundes-, Landes- und Kom-
munalpolitik sind zumindest temporär beschleu-
nigte Abschreibungsregeln sowie verschlankte und 
verkürzte Planungs- und Genehmigungsverfahren 
durch Bürokratieabbau und Digitalisierung. In Ge-
bietskörperschaften mit tatsächlich verschärfter 
Wohnungskrise sollten zur Entlastung die Ent-
wicklungsperspektiven des strukturschwächeren 
Umlands verbessert werden. Da laut der ARGE 
Kiel ein theoretisches Potenzial von etwa 1,9 Mio. 
Wohnungen aus dem Umbau leer stehender Wirt-
schaftsimmobilien zu rekrutieren ist, sollte diesen 
Umwandlungsprozessen bundesweit Augenmerk 
geschenkt werden. 
 
Auch in unserer Region wird die immobilienwirt-
schaftliche Investitionsschwäche sehr stark durch 
die immensen Bau- und Erwerbsnebenkosten be-
stimmt. Dies zeigt sich besonders im internationa-
len Vergleich. Daher müssen unbedingt Standards 
gesenkt, restriktive Bauverschärfungen gemindert, 
Notar- und Grundbuchkosten sowie die Grund-
erwerbssteuersätze verringert werden. Es bedarf 
grundlegender Strukturreformen und ausgeprägter 
Veränderungen an sehr vielen Stellschrauben, um 
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insgesamt die Gestehungskosten zu senken und 
Mietpreissteigerungen abzumildern. 
 
So wie die meisten Akteure der Immobilienbranche 
halten wir die Kombination aus Objekt- und Sub-
jektförderung in der sozialen Wohnungspolitik mit 
Projektförderdarlehen und Wohngeldzuschüssen 
für sinnvoll. Wir stimmen diesbezüglich der Mei-
nung des Rates der Immobilienweisen im Früh-
jahrsgutachten 2025 ausdrücklich zu. Sie plädieren 
für die Einführung einer einkommensorientierten 
Förderung wie in Bayern oder einer Fehlbelegungs-
abgabe wie in Hessen, um die Kosten des sozialen 
Wohnungsbaus zu senken und die Zielgenauigkeit 
der sozialen Wohnraumförderung zu erhöhen. 
 
Auch wenn sich die Stimmung am Immobilien-
markt zuletzt aufgrund des Zinsniveaus und zumin-
dest stabilisierter Baustoffpreise etwas aufgehellt 
hat, bleiben die Aussichten für bezahlbaren Neu-
bau insgesamt weiterhin pessimistisch. Gerade im 
sozialen Wohnungsbau bedarf es neben der geziel-
ten Förderung auch einer echten Baukostenbrem-
se durch die Lockerung zu starrer Bauvorschriften, 
flexiblerer Standards sowie beschleunigter Pla-
nungsgenehmigungen. 
 
Die Beschränkung der benötigten Einnahmen, z. B. 
durch die Revitalisierung der Mietpreisbremse für 
Neubau und Modernisierung, wird weder in Pader-
born noch in anderen Städten auch nur eine ein-
zige neue Wohnung schaffen. Stattdessen werden 
sich lediglich Vorurteile gegenüber allen Vermietern 
verstärken. Sie wird keine Probleme lösen, denn 
gerade gemeinwohlorientierte Vermieter wie z. B. 
Genossenschaften setzen Mietsteigerungen mit 
sozialpolitischer Verantwortung nur um, wenn es 
wirtschaftlich geboten ist. 

Angesichts der hohen, kostenintensiven Heraus-
forderungen führt es in die falsche Richtung, selbst 
maßvolle Mieterhöhungen zu beschränken. Die 
Mietpreisbremse und die Absenkung der Kap-
pungsgrenzen mögen für viele Menschen gut oder 
harmlos klingen, sie behindern aber die Motivati-
on zum Neubau und zur Modernisierung, werden 
den Druck auf angespannten Wohnungsmärkten 
weiter erhöhen und sind daher ökonomisch und 
ökologisch völlig kontraproduktiv. Bereits die Ver-
gangenheit zeigte, dass diese Instrumentarien und 
Verschärfungen nicht die gewünschten Wohnungs-
markteffekte hatten, sondern lediglich die bekann-
ten und genannten Probleme zementierten.  
 
Die höchsten Baustandards und -kosten in Euro-
pa, massive Regulierungen, hohe Steuern und eine 

überbordende Bürokratie erschweren und behin-
dern den Wohnungsbau auch in unserer Region. 
Zudem mangelte es der Baupolitik bundesweit bis-
lang an politischer Bedeutung und Durchsetzungs-
kraft. Insofern stimmen wir der Bundesarbeitsge-
meinschaft Immobilienwirtschaft Deutschland (BID) 
uneingeschränkt zu: Wenn es der neuen Bundesre-
gierung nicht gelingt, den Anteil staatlich bedingter 
Kosten zu verringern, Regulierungen zurückzufah-
ren und ein investitionsfreundlicheres Umfeld zu 
schaffen – also eine echte Wohnwende zu initiieren –,  
wird auch in unserem Geschäftsgebiet bezahlbares 
Wohnen zwangsläufig eine Illusion werden. Mit in 
gesellschaftlicher Hinsicht großem Konfliktstoffpo-
tenzial könnte sich daraus durchaus eine Gefahr für 
den sozialen Frieden entwickeln.
 
Obwohl Bauen, Sanieren und Modernisieren sich 
in den vergangenen Jahren besorgniserregend ver-
teuerten, haben wir uns in der Vergangenheit bei 
Mietanpassungen ganz bewusst zurückgehalten, 
denn als gemeinwohlorientierte Wohnungsbauge-
nossenschaft betrachten wir es als unsere Kern-
aufgabe, Wohnraum zu sozial vertretbaren Mieten 
bereitzustellen. Die Kombination der vorgenannten 
Aspekte ist mittlerweile allerdings so groß, dass 
sich das auch in den regionalen Mieten wider-
spiegeln muss. Insofern hoffen auch wir auf eine 
deutliche Gegensteuerung der Politik mit mutigen 
Entscheidungen auf Bundes-, Landes- und Kom-
munalebene und einer umfassenden Baureform.
 
Pragmatische, realistische und damit wirtschaftlich 
tragfähigere Lösungen bedürfen mehr denn je ei-
nes Konsenses aller Beteiligten. Insofern ist sehr 
zu hoffen, dass nach der bereits erfolgten Bundes-
tagswahl, aber auch nach der Kommunalwahl im 
September 2025 stabile Verhältnisse entstehen. 
Es bedarf sicherlich keines vollständigen System-
wechsels, aber Klarheit und Vertrauen hinsichtlich 
der wirtschaftspolitischen Rahmenbedingungen. 
Nur durch Kontinuität, Zuverlässigkeit, Realismus 
und praxisgerechte regulatorische Vorgaben wird 
es letztlich möglich sein, zu verhindern, dass gu-
tes und bezahlbares Wohnen an den Kosten schei-
tert. Die Kernforderungen unserer Branche, des 
GdW und VdW, des BBU und auch des Spar- und 
Bauvereins, lauten daher: Senkung überzoge-
ner Bauvorgaben durch Reduzierung überhöhter 
Standards, bspw. bei Schallschutz, Raumhöhen, 
technischen Ausstattungen | Bürokratieabbau und 
Genehmigungsbeschleunigung durch effiziente, di-
gitalisierte Verwaltung, Nutzung von Typengeneh-
migungen und verbindliche Bearbeitungsfristen für 
Bauanträge | Verstetigung bzw. Ausweitung von 
Förderprogrammen.
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Ein stetiger, ideologiefreier, vertrauensvoller und 
sachorientierter Austausch von regionaler Immobi-
lienwirtschaft, Politik und Bauverwaltung wäre u. E. 
daher wünschenswert im Sinne zukunftsorientier-
ter Wohnungsmarkt- und Stadtentwicklung. Dies 
erhoffen wir uns auch im Rahmen unserer aktuellen 
und zukünftigen Bauprojektierungen zum klimage-
rechten, demografiefesten, integrativen und inklu-
siven Wohnen.

Die Geschichte unseres Unternehmens ist lang und 
traditionsreich und war selbstverständlich von regel-
mäßiger Veränderung geprägt. Die Dynamik und die 
Vielfalt der Veränderungen, vor denen wir in den nächs-
ten Jahren stehen, werden jedoch eine nie da gewe-
sene Dimension und Geschwindigkeit einnehmen. 

Der Dreiklang zwischen Ökonomie, Ökologie und 
gesellschaftlicher Verantwortung im Spagat zwi-
schen bezahlbaren Mieten, Erreichung der Kli-
maneutralität und zeitgemäßem Wohnraum mit 
den vorhandenen Ressourcen sowie der wirt-
schaftlichen Leistungsfähigkeit von Mietern wird 
uns vieles abverlangen.
 
Hierin steckt die größte Herausforderung für uns – 
verbunden mit der Verantwortung, das Machbare 
zu gestalten und auf den Weg zu bringen. Unser 
Klimaschutzpfad bis 2045 muss entwickelt und in 
Modernisierungsprogramme umgesetzt werden. 
Parallel schaffen wir weiterhin qualitativ hochwer-
tigen, energetisch optimierten, generationsgerech-
ten Wohnungsneubau und kümmern uns um die 
Realisierung von integrativer und inklusiver Infra-
struktur. 
 
Begleitet werden diese Bauaufgaben von betrieb-
lichen Anpassungen aufgrund zunehmender Re-
gulatorik, ESG- und CSRD-konformer Governance 
und Berichterstattung sowie Digitalisierung. Wir 
binden damit aber auch erhebliche Ressourcen, 
denen zunächst kein unmittelbarer wirtschaftlicher 
Effekt gegenübersteht. Eine neue Denkweise muss 
Technologien mit Werten verknüpfen und deren 
Potenziale (KI) für die Gesellschaft erschließen. 
 
Mit Blick auf die Immobilienbranche eröffnet die 
Digitalität neue Strukturen. Von polyzentrischen 
Energiesystemen bis zu intelligenten Gebäuden er-
hoffen wir uns, innovative Lösungen zu entwickeln, 
die nicht nur effizient, sondern auch nachhaltig und 
sozialverträglich sind. 
 
Standardisierte Prozesse, die bisher viel Zeit be-
anspruchen, könnten auf längere Sicht durch KI-
basierte Lösungen automatisiert werden. Dies soll 

Raum schaffen für Kreativität und echte Kunden-
interaktion. Das ist sicherlich ein langer Prozess, 
aber unabdingbar, um sich nachhaltig und innova-
tiv zu positionieren entsprechend dem Motto: „Die 
Zukunft kommt nicht – wir gestalten sie mit.“

Laufende Veränderungen von Märkten und Rah-
menbedingungen bieten Chancen für die Weiter-
entwicklung der Genossenschaft. Die Veränderung 
der Haushaltsgrößen wird in Fortsetzung des de-
mografischen Wandels in ganz Deutschland auch 
zukünftig weiter durch den Trend zur Verkleinerung 
der Haushalte gekennzeichnet sein. 
 
Unser Unternehmen wird weiterhin auf die geän-
derten Rahmenbedingungen reagieren, indem spe-
zielle Wohnformen, neue Mobilitätslösungen und 
Sozialangebote ausgebaut werden. Auch künftig 
werden wir bei sämtlichen Umbau, Ausbau und 
Modernisierungsmaßnahmen unseren Bestand so 
weit wie möglich unter Berücksichtigung der Barri-
erefreiheit gestalten.
 
Ein Schwerpunkt unserer zukünftigen Ausrichtung 
bleibt die Umsetzung energetischer Maßnahmen. 
Ziel ist es, die Nebenkosten nachhaltig zu senken 
und damit die Belastung unserer Mieter zu verrin-
gern – stets im Rahmen technischer, wirtschaftli-
cher und sozialpolitischer Möglichkeiten.
 
Wir wenden seit Jahren ein internes Risikokontroll-
system an, das gewährleistet, dass Risiken frühzei-
tig erkannt und Maßnahmen zur Risikominimierung 
rechtzeitig eingeleitet werden. 

Die aktuelle geopolitische Lage belastet die kon-
junkturelle Entwicklung in Deutschland weiterhin 
erheblich. Deutlich gestiegene Kosten führen zu ei-
ner hohen Unsicherheit. Daher können die weiteren 
Auswirkungen auf die Gesamtwirtschaft, aber auch 
auf die Immobilienbranche nicht verlässlich abge-
schätzt werden.

Weitere Risiken bestehen derzeit aufgrund erheb-
licher Unsicherheiten hinsichtlich gesetzlicher Vor-
gaben zur Erreichung der Klimaziele. Durch aktuelle 
Gesetzgebungsverfahren seitens der EU sowie durch 
den Bund und die Länder können neue Vorschriften 
und Gesetze entstehen, deren finanzielle Folgen für 
uns derzeit schwer abschätzbar sind. Hier könnte es 
zu Belastungen der Genossenschaft kommen. Diese 
Situation hätte dann Auswirkungen auf unser Moder-
nisierungs-, Instandhaltungs- und Neubauprogramm.

In diesem Zusammenhang drohen auch die jüngst 
bekannt gewordenen Pläne des Deutschen Insti-
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tuts für Normung (DIN) zu weiteren bürokratischen 
Belastungen, Kosten und Verteuerungen des Woh-
nens zu werden. Der stillschweigend entwickelte 
DIN-Entwurf 94681 sieht sozusagen als Gebäude-
TÜV eine sogenannte „Verkehrssicherheitsüber-
prüfung für Wohngebäude“ mit regelmäßigen Kont-
rollen von Balkonen, Fassaden, Treppengeländern, 
Heizungssystemen, Elektro- und Brandschutzanla-
gen vor. Es ist zu hoffen, dass es den bereits zu 
Recht „Sturm laufenden“ Verbänden gelingt, diese 
weitere Überregulierung – die i. W. die Wohnneben-
kosten verteuert – noch abzuwenden.
 
Die bereits umgesetzten und in den kommenden 
Jahren vorgesehenen Investitionen in die Erhaltung, 
Modernisierung und Erneuerung des Wohnungs-
bestandes werden trotz der immer größer wer-
denden baulichen Anforderungen und politischen 
Auflagen die Position unserer Genossenschaft 
auf dem regionalen Wohnungsmarkt festigen. Al-
lerdings führen die zunehmenden politischen und 
gesetzlichen Auflagen und Anforderungen auch zu 
einer stärkeren wirtschaftlichen Belastung der Ge-
nossenschaft, sodass sozialverträgliche Mieterhö-
hungen unumgänglich sind.
 
Unsere Ertragslage profitiert von der guten Vermie-
tungssituation. Die dadurch mögliche Neubau- und 
Modernisierungstätigkeit sichert die Werthaltigkeit 
unseres Wohnungsbestandes, wobei die sozialen 
Aspekte dabei ebenso berücksichtigt werden wie 
die wirtschaftlichen und ökologischen Belange. Die 
Mieten unserer geförderten Wohnungen werden 
auf der Grundlage des Wohnraumfördergesetzes 
regelmäßig angepasst. Die Mieten für die frei- 
finanzierten Wohnungen entwickeln sich weiterhin 
stabil. Mieterhöhungen werden moderat unterhalb 
des am Markt möglichen Umfangs vorgenommen.
 
Vor dem Hintergrund des weltpolitischen Gesche-
hens und der volkswirtschaftlichen Rahmenbedin-
gungen für den Wohnungsbau existieren sicherlich 
hohe Unsicherheiten, deren Umfang allerdings 
heute noch nicht abzusehen ist. Wir verfolgen 
und bewerten die Entwicklung und Auswirkungen 
der globalen Unsicherheiten sowie die staatlichen 
Maßnahmen und ihre Folgen. Mit Blick auf das un-
sichere globale Umfeld bleibt die tatsächliche Ent-
wicklung abzuwarten. 

Neben den dynamisch steigenden Anforderungen 
an den Klimaschutz und den damit verbundenen 
Umsetzungskosten belasten neue Verordnungen 
und Gesetzesänderungen zur Verschärfung des 
Mietrechts bzw. zur Eindämmung der Mietenent-
wicklung das Investitionsklima.
 

Trotzdem sind wir zuversichtlich, unter den schwie-
rigen Rahmenbedingungen hinsichtlich bautech-
nischer Auflagen, Preissteigerungen und Anfor-
derungen im Zusammenhang mit der geplanten 
Klimaneutralität positive Ergebnisse zu erzielen. 
Die Entwicklung unserer Ertrags-, Finanz- und Ver-
mögenslage wird somit auch in den kommenden 
Jahren mit stabilen Jahresüberschüssen fortge-
führt werden können, die eine planmäßige Tilgung 
der Fremdfinanzierung sowie weitere Investitionen 
erlauben.
 
Insofern werden wir unsere Planungen und Pro-
jektumsetzungen unter dem Primat technischer 
und wirtschaftlicher Machbarkeit fortsetzen. Im 
Rahmen der kontinuierlichen Optimierung unserer 
Wohnungsbestände und unserer Dienstleistungs-
qualität ist unsere Geschäftspolitik weiterhin auf ein 
„Plus für die Menschen im Hochstift“ ausgerichtet, 
und wir sind optimistisch, uns positiv weiterent-
wickeln zu können.
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11. DANKE

Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
unsere Dienstleistungs- und Servicebreite sowie 
soziale Quartiersentwicklungen stellen einen ech-
ten Mehrwert für unsere Mitglieder und Mieter 
dar. Neben qualitativ hochwertigem Wohnraum zu 
nach wie vor bezahlbaren Mieten sichern wir so 
die Wohn- und Lebensqualität vieler Menschen in 
unserer Region. Dies stand auch im Jahr 2024 im 
Fokus gemeinsamen, verantwortungsbewussten 
und entschlossenen Handelns von Aufsichtsrat, 
Vorstand und Mitarbeiterteam.
 
Uns ist dabei sehr bewusst, dass unsere immo-
bilienwirtschaftliche Tätigkeit zentrale wirtschaft-
liche und soziale Schlüsselbereiche im Hochstift 
miteinander verbindet und die großen Zukunfts- 
themen – ob Energie(-Neutralität) oder Nachhaltig-
keit – untrennbar mit den Themen Bauen und Woh-
nen verbunden sind. 
 
Sehr herzlich danken wir dem Aufsichtsratsvor-
sitzenden Hubert Böddeker sowie dem gesamten 
Aufsichtsrat, der Vertreterversammlung und un-
serem Mitarbeiterteam für das stets verantwor-
tungsbewusste, konstruktive, kooperative und 
entschlossene Handeln, um das Wohnen sozialver-
träglich und wirtschaftlich machbar zu gestalten. 
  
Ebenso danken wir unseren Mitgliedern und Mie-
tern, Geschäfts- und Kooperationspartnern sowie 
all den Personen aus Politik und Verwaltung, die 
uns hinsichtlich Neubaus, Transformation der Be-
stände, Dekarbonisierung der Wärmeversorgung 
und Sozialmanagement hilfreich unterstützen und 
so am sozialen Zusammenhalt der regionalen 
Wohnbevölkerung mitwirken. 
 

Ihnen allen ein herzliches Dankeschön für Ihren un-
ermüdlichen Einsatz und Ihr Engagement, welches 
das Wohnen in unseren Häusern und Quartieren 
zum ganz besonderen macht: „einem gemein- 
samen Miteinander“! 

II. STELLUNGNAHME 2024 | VORSTAND

Das 
PLUS an 
ZUKUNFT



Das 
PLUS an 
MENSCH LICHKEIT



Das 
PLUS an 
MENSCH LICHKEIT
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Der Spar- und Bauverein Paderborn wurde 1893 
gegründet. Das satzungsmäßige Unterneh-
mensziel der Genossenschaft ist die gute und si-
chere Versorgung breiter Bevölkerungsschichten 
mit Wohnraum. Das Kerngeschäft umfasst die 
Vermietung, Bewirtschaftung und Entwicklung der 
eigenen Wohnungsbestände. Der Geschäftsbe-
trieb der Genossenschaft ist dabei auf ökonomi-
sche und soziale Nachhaltigkeit zum Wohle ihrer 
Mitglieder ausgerichtet. Im Vordergrund stehen die 
Wohnungsvermietung zu einem fairen und ausge-
wogenen Preis-Leistungs-Verhältnis, die Bewirt-
schaftung und Weiterentwicklung bestehender Ob-
jekte sowie Stadt- und Quartiersentwicklung durch 
Neubauprojektierungen u. a. mit verschiedenen 
Kooperationspartnern.
 
Die Schaffung und Bewahrung von lebenswer-
ten Quartieren mit lebendigen Nachbarschaften 
liegen dem Spar- und Bauverein seit 132 Jahren 
besonders am Herzen. Auch wenn die aktuellen 
Rahmenbedingungen leider sehr schwierig sind, 
strebt die Genossenschaft weiterhin an, durch ak-
tive Neubautätigkeit und eine angemessene Quote 
von öffentlich geförderten Wohnungen der regio-
nalen Nachfrage zu begegnen. Zusätzlich ist dem 
Unternehmen im Rahmen einer guten Pflege und 
Werterhaltung des Wohnungsbestandes sowie ei-
ner serviceorientierten Betreuung ein hoher Grad 
an Kundenzufriedenheit wichtig. Die durchschnittli-
che Nettokaltmiete in Höhe von 5,94 €/m²/mtl. per 
31.12.2024 dokumentiert ein attraktives Preis-Leis-
tungs-Verhältnis für viel Wohn- und Lebensqualität. 

1. GEGENSTAND DES UNTERNEHMENS

Quelle: Statistisches Bundesamt (Destatis), 2025

Bruttoinlandsprodukt im 4. Quartal 2024
um 0,2 % niedriger als im Vorquartal

2. GESCHÄFTSVERLAUF 
(Immobilien-)wirtschaftliche
Rahmenbedingungen
Im Jahr 2024 verzeichnete die deutsche Wirtschaft 
einen Rückgang des Bruttoinlandsprodukts (BIP) 
um 0,2 % im Vergleich zum Vorjahr, nachdem be-
reits 2023 ein Minus von 0,3 % zu verzeichnen war.

Im Geschäftsjahr 2024 setzte sich die konjunktu-
relle Schwächephase der Vorjahre in Deutschland 
fort. Die Inflation ließ im Vergleich zum Vorjahr spür-
bar nach, und die Löhne stiegen teils deutlich an, 
doch blieb eine merkliche Belebung des privaten 
Konsums weiterhin aus. Trotz der verbesserten 
Realeinkommenssituation hielten sich viele Haus-
halte angesichts der weiterhin hohen Unsicherhei-
ten – insbesondere im internationalen Umfeld – mit 
größeren Ausgaben zurück. Die Konsumausgaben 
der privaten Haushalte leisteten 2024 demnach 
lediglich einen geringen Beitrag zum preisberei-
nigten Bruttoinlandsprodukt und erhöhten dieses 
um 0,3  %. Die anhaltende Unsicherheit infolge 
von geopolitischen Krisen führte dazu, dass die 
private Sparquote mit 11,6 % weiterhin auf einem 
vergleichsweise hohen Niveau lag. Demgegenüber 
wirkten sich erhöhte staatliche Ausgaben, haupt-
sächlich im Bereich der militärischen Beschaffung 
sowie im Gesundheits- und Pflegesektor, deutlich 
stärker aus und trugen mit 2,6 % zum BIP bei.

Besonders stark wirkte sich die restriktive Geldpoli-
tik der EZB auf den Immobilienmarkt aus. Die deut-
lich gestiegenen Zinsen führten zu einer weiteren 
Abschwächung der Investitionstätigkeit, insbeson-
dere im Bereich des Wohnungsbaus. Die ohnehin 
angespannte Lage im Baugewerbe verschärfte sich 
durch anhaltend hohe Baukosten, Materialengpäs-
se und einen sich weiter zuspitzenden Fachkräf-
temangel. Folge war ein spürbarer Rückgang der 
Baugenehmigungen und Fertigstellungen – trotz 
des nach wie vor hohen Wohnraumbedarfs.

Während die Bruttowertschöpfung der Grund-
stücks- und Wohnungswirtschaft im Jahr 2023 
noch um 1 % auf rund 377 Mrd. Euro gestiegen 
war, zeigten sich im Baugewerbe bereits erste 
Rückgänge. Die Entwicklung setzte sich 2024 fort: 
Die Bauinvestitionen, insbesondere im Wohnungs-
neubau, gingen weiter deutlich zurück. 

Laut einer Studie des Instituts der Deutschen Wirt-
schaft (IW) führte insbesondere die Unsicherheit 
im Zusammenhang mit Haushaltsstreitigkeiten zu 
einer breit gefächerten Investitionszurückhaltung, 
die das BIP um etwa 0,5 % minderte. Für 2025 
prognostizieren führende Wirtschaftsinstitute ein 
minimales Wachstum des BIP um 0,1 %. Zudem 
bestehen weiterhin Herausforderungen wie Fach-
kräftemangel und geopolitische Unsicherheiten, 
die die wirtschaftliche Entwicklung beeinflussen 
könnten. Zusammenfassend bleibt die deutsche 
Wirtschaft trotz eines prognostizierten leichten 
Wachstums im Jahr 2025 anfällig gegenüber struk-
turellen und externen Herausforderungen.

© Statistisches Bundesamt (Destatis), 2025
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Quelle: GdW Schrader

Wirtschaftswachstum in Deutschland
Jährliche Wachstumsraten des preisbereinigten BIP 1990–2025

Viele Projekte wurden verschoben oder gänzlich 
aufgegeben, da sich die Finanzierungskosten nicht 
mehr darstellen ließen und Förderbedingungen 
vielfach als unzureichend wahrgenommen wurden.

Mit Blick auf das Jahr 2025 bleibt die Situation an-
gespannt, auch wenn erste Zinssenkungssignale 
der EZB eine leichte Entlastung andeuten. Eine 
spürbare Erholung des Wohnungsbaus ist aller-
dings nur dann zu erwarten, wenn neben günsti-
geren Finanzierungsbedingungen auch planungs- 
und baupolitische Rahmenbedingungen verbessert 
und Investitionsanreize verstärkt werden. Ohne 
eine konsequente wohnungsbaupolitische Unter-
stützung auf Bundes-, Landes- und kommunaler 
Ebene droht der Wohnraummangel sich weiter zu 
verschärfen – mit spürbaren Auswirkungen auf 
Mieten, soziale Durchmischung und die gesamt-
wirtschaftliche Stabilität.

Trotz der anhaltenden wirtschaftlichen Belastun-
gen infolge der Energiekrise, hoher Inflation und 
geopolitischer Unsicherheiten präsentierte sich der 
deutsche Arbeitsmarkt im Geschäftsjahr 2024 wei-
terhin bemerkenswert stabil. Bereits im Jahr 2023 
erreichte die Erwerbstätigkeit mit durchschnittlich 
46,1 Millionen Beschäftigten den höchsten Stand 
seit der Wiedervereinigung – ein Zuwachs von 
0,7  % oder rund 330.000 Personen im Vergleich 
zum Vorjahr. Dieser positive Trend setzte sich auch 
im Verlauf des Jahres 2024 moderat fort, gestützt 
durch eine robuste Binnenwirtschaft in Teilen des 

Dienstleistungssektors sowie durch staatlich geför-
derte Beschäftigung und Transformationsprozesse 
in der Energie- und Digitalwirtschaft. Gleichzeitig 
blieben jedoch die Auswirkungen der konjunkturel-
len Abschwächung spürbar. 
Trotz des Beschäftigungswachstums nahm die 
Zahl der registrierten Arbeitslosen auch 2024 wei-
ter leicht zu, was primär auf strukturelle Anpas-
sungen in Industrie und Bauwirtschaft sowie auf 
Insolvenzen infolge gestiegener Finanzierungs-
kosten zurückzuführen ist. Nachdem die Arbeits-
losenquote im Jahr 2023 bereits von 5,3  % auf 
5,7  % gestiegen war, pendelte sie sich 2024 auf 
einem ähnlichen Niveau ein. Der Fachkräftemangel 
in vielen Branchen – insbesondere im Pflege-, Bil-
dungs- und Bauwesen – blieb bestehen und stellte 
weiterhin eine zentrale Herausforderung für den Ar-
beitsmarkt dar.
Im Jahr 2024 verzeichnete Deutschland eine Net-
tozuwanderung von etwa 400.000 bis 440.000 Per-
sonen. Dies entspricht einem Rückgang von min-
destens 34 % gegenüber dem Vorjahr, in dem die 
Nettozuwanderung bei nahezu 663.000 Personen 
lag. Dieser Rückgang ist hauptsächlich auf eine 
verminderte Zuwanderung aus Ländern wie Syri-
en, Afghanistan, der Türkei sowie aus EU-Staaten 
zurückzuführen.  Trotz dieses Rückgangs bleibt die 
Nettozuwanderung weiterhin auf einem hohen Ni-
veau. Zum Vergleich: In den Jahren 2016 bis 2019 
lag der durchschnittliche Wanderungsüberschuss 
bei etwa 410.000 Personen.  

Wirtschaftswachstum in Deutschland
jährliche Wachstumsraten des 
preisbereinigten Bruttoinlandsprodukts 1990 – 2025
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Quelle: Statistisches Bundesamt (Destatis), 2025

Wanderungen zwischen Deutschland und dem Ausland
in Millionen

Diese demografische Entwicklung hat auch Aus-
wirkungen auf die Bevölkerungszahl. Zum Jahres-
ende 2024 lebten laut Schätzungen des Statisti-
schen Bundesamts rund 83,6 Millionen Menschen 
in Deutschland, was einem Anstieg von knapp 
100.000 Personen gegenüber dem Vorjahr ent-
spricht. 
Im Hinblick auf 2025 ist zu erwarten, dass die Net-
tozuwanderung weiterhin einen bedeutenden Ein-
fluss auf die Bevölkerungsentwicklung haben wird. 
Allerdings könnte die abnehmende Tendenz anhal-
ten, sofern die Faktoren, die zu diesem Rückgang 
führen, weiterhin bestehen bleiben.

Im Jahr 2024 sanken die Konsumausgaben der 
Privathaushalte um rund –1,1 %, während auch die 
Staatsausgaben um etwa –1,7  % zurückgingen. 
Der Außenbeitrag zeigte einen positiven Effekt, da 
der Rückgang der Exporte durch einen noch stär-
keren Rückgang der Importe kompensiert wurde. 
Die Inflationsrate in Deutschland lag 2024 im Jah-
resdurchschnitt bei etwa 5,9 %, was einen deutli-
chen Rückgang im Vergleich zum Rekordwert von 
7,9 % im Vorjahr darstellt. Für das Jahr 2025 ist 
bei der Annahme, dass die Löhne weiterhin nur 
begrenzt steigen, während die Lebenshaltungs-
kosten stärker zunehmen, mit einer gedämpften 
Konsumententätigkeit zu rechnen. Gleichzeitig 
könnte sich die Inflation im weiteren Jahresverlauf 
moderat entwickeln, vorausgesetzt, die globalen 
Energiepreise bleiben stabil und die Importe setzen 
ihren Rückgang fort. Es bleibt jedoch abzuwarten, 

wie sich geopolitische Unsicherheiten und mögli-
che Anpassungen der Zinspolitik auf die Wirtschaft 
auswirken werden.

Die Bauinvestitionen gingen im Jahr 2024 preis-
bereinigt insgesamt um 3,5 % im Vergleich zum 
Vorjahr zurück. Die weiterhin hohen Baukosten 
belasteten die Investitionstätigkeit. Obwohl die 
Preisanstiege im Jahr 2024 nachließen, blieben die 
Baupreise dennoch auf einem sehr hohen Niveau. 
Seit 2019 sind die Baupreise um mehr als 40 % ge-
stiegen.

Besonders der Wohnungsbau war von dieser 
Entwicklung betroffen mit einem preisbereinigten 
Rückgang von 5,0 %. Im Gegensatz dazu stiegen 
die Bauinvestitionen des Staates, die vorrangig Sa-
nierungs- und Ausbaumaßnahmen der öffentlichen 
Infrastruktur umfassen, um 1,2 %.

Die Landesregierung NRW stellte und stellt bis 
2027 insgesamt 10,5 Mrd. Euro an Fördermitteln 
bereit, um insbesondere den geförderten Woh-
nungsbau abzusichern. 

Im Jahr 2024 dürften nach letzten Schätzungen die 
Genehmigungen für rund 213.000 neue Wohnun-
gen auf den Weg gebracht worden sein, somit wur-
den 18 % weniger Wohnungen bewilligt als im Jahr 
zuvor. Damit hat sich der dramatische Abwärts-
trend des Vorjahres (–27 %) etwas abgeschwächt, 
zeigt aber weiterhin deutlich nach unten.

© Statistisches Bundesamt (Destatis), 2025

Wanderungen zwischen Deutschland und dem Ausland
in Millionen
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Quelle: Statistisches Bundesamt (Destatis), 2025

Monatlich genehmigte Wohnungen
Wohn- und Nichtwohngebäude, in Tausend

Im Jahr 2024 war der Rückgang im Wohnungs-
bau auch bei den Fertigstellungszahlen spürbar 
mit einem Minus von 17 %. Schätzungen zufolge 
wurden etwa 245.000 neue Wohnungen fertigge-
stellt. Der Bauüberhang aus dem Vorjahr trug dazu 
bei, dass der Rückgang nicht noch stärker ausfiel. 
Für 2025 wird aufgrund der Entwicklung bei den 
Genehmigungen ein weiterer Rückgang auf rund 
218.000 neu gebaute Wohnungen erwartet. Auch 
2026 dürfte dieser Trend anhalten, wenn auch in 
abgeschwächter Form. Dann könnten die Fer-
tigstellungen erstmals seit 2011 wieder unter der 
200.000-Marke liegen. Eine mögliche Trendwende 
hin zu steigenden Fertigstellungen wird frühestens 
danach erwartet. Für das Jahr 2025 bestehen da-
mit erhebliche Herausforderungen im Wohnungs-
bau. Ohne Anpassungen in der Förderpolitik und 
Maßnahmen zur Senkung der Baukosten wird es 
schwierig sein, die angestrebten Neubauziele zu 
erreichen. Die Stabilisierung des Wohnungsbaus 
und die Deckung des Bedarfs an bezahlbarem 
Wohnraum hängen daher maßgeblich von politi-
schen und wirtschaftlichen Initiativen ab.

Dem gegenüber war der Immobilienmarkt in Pa-
derborn zumindest in den vergangenen Jahren von 
einer überdurchschnittlich hohen Bautätigkeit ge-
prägt. Während landesweit durchschnittlich etwa 
27 neue Wohnungen je 10.000 Einwohner jährlich 
fertiggestellt wurden, lag dieser Wert in Paderborn 
zwischen 2021 und 2023 bei 40 bis 50 Wohneinhei-
ten. Besonders auffällig ist die hohe Bauintensität 
im Geschosswohnungsbau, die mit bis zu 30 Ein-
heiten je 10.000 Einwohner etwa doppelt so hoch 
ausfiel wie im Landesdurchschnitt. Trotz der zuletzt 
stark verschlechterten Rahmenbedingungen blieb 
das Bautempo im Verhältnis zur Einwohnerzahl 
bemerkenswert hoch. Die durchschnittliche Haus-
haltsgröße von etwa 2 bis 2,1 Personen lag 2022 
im Landesmittel und deutet nicht auf eine Überbe-
legung hin.

Der Grundstücksmarktbericht 2025 des Gutach-
terausschusses für das Jahr 2024 beschreibt den 

Immobilienmarkt als relativ angespannt, aber von 
Preiskorrekturen geprägt: 2024 wurden 260 Kauf-
fälle für Ein- und Zweifamilienhäuser, 65 für Mehr-
familienhäuser und 410 für Eigentumswohnungen 
registriert. Nach einer elfjährigen Phase kontinuier-
licher Preissteigerungen kam es zu einer Stagnati-
on, teilweise auch zu Rückgängen. Bodenrichtwer-
te schwankten stark je nach Lage – von 180 €/m² 
in Neuenbeken bis zu 820 €/m² in der Innenstadt. 
Preisrückgänge waren insbesondere bei Altbauten 
zu beobachten, während Neubauten weitgehend 
stabile Preise aufwiesen. Eigentumswohnungen in 
der Kernstadt bewegten sich in einer Spanne von 
4.100 bis 5.500 €/m² mit rückläufigen Preisen be-
sonders bei Objekten der Baujahre 1950 bis 1994 
sowie 2010 bis 2022.

Laut Daten von NRW.BANK und empirica sanken 
die Angebotspreise im Kreis Paderborn im ersten 
Halbjahr 2024 gegenüber dem zweiten Halbjahr 
2023: Bestandseigentumswohnungen um bis zu 
2,5 %, Neubaueigentumswohnungen um bis zu 
2,5 %, Bestandseinfamilienhäuser um 2,5 bis 5 %, 
ebenso Neubauten in diesem Segment. Trotz der 
Rückgänge liegt die Preis-Einkommens-Relation 
im Kreis Paderborn mit etwa sieben Jahreseinkom-
men noch unter dem NRW-Schnitt von 7,6.

Ende 2023 lebten rund 18,2 Mio. Menschen in 
NRW, die Haushaltsstruktur war von einem hohen 
Anteil an Ein- und Zweipersonenhaushalten (74 %) 
sowie einem steigenden Bedarf an bezahlbarem 
Wohnraum geprägt. Die Angebotsmieten stiegen 
im Bestand um 4,8 % auf 8,92 €/m², im Neubau 
auf durchschnittlich 12,95 €/m². 
Trotz leichter Stabilisierung des Zinsniveaus und 
rückläufiger Baukosten blieb die Investitionsbereit-
schaft im Wohnungsbau angespannt. Baugeneh-
migungen gingen deutlich zurück (–26 %), während 
die Fertigstellungen im Geschosswohnungsbau 
mit 27.700 Einheiten den höchsten Stand seit 2013 
erreichten.
Als zentrale Hemmnisse für den Neubau gelten 
hohe Bau- und Finanzierungskosten, verschärfte 
Regulierungen sowie eine belastende kommunale 
Genehmigungspraxis. 
Die demografische Dynamik zeigte sich regional 
unterschiedlich: Während in einigen Städten wie 
Paderborn leichte Wanderungsgewinne verzeich-
net wurden, verloren große Städte die Bevölkerung 
an das Umland. Eine Nachfrage nach preisgüns-
tigem Wohnraum bleibt aufgrund hoher Mietbe-
lastungsquoten und begrenzter Einkommen vieler 
Haushalte – insbesondere von Transferleistungs-
beziehenden – weiterhin hoch. Die Erschwing-
lichkeit von Wohneigentum verbesserte sich zwar 
punktuell, bleibt jedoch regional stark differenziert. 

© Statistisches Bundesamt (Destatis), 2025

Monatlich genehmigte Wohnungen
Wohn- und Nichtwohngebäude, in Tausend
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Insgesamt zeigen sich erste Erholungstendenzen, 
doch die strukturellen Herausforderungen des 
Wohnungsmarkts in NRW bleiben bestehen – vor-
nehmlich im Hinblick auf die Versorgung einkom-
mensschwächerer Bevölkerungsgruppen mit be-
zahlbarem Wohnraum.

Der Immobilienmarkt in Paderborn hat sich seit 
dem Beginn des Ukrainekriegs 2022 erheblich 
verändert. Makroökonomische Faktoren wie hohe 
Baumaterialkosten und strengere Vorgaben durch 
das Gebäudeenergiegesetz (GEG) 2023, das den 
zulässigen Primärenergiebedarf für Neubauten 
drastisch reduziert, haben die Bautätigkeit und 
Transaktionen auch im regionalen Immobilienmarkt 
stark belastet. Diese Entwicklung wurde durch den 
Anstieg der Baukosten und die Anpassungen in 
der Zinspolitik der Europäischen Zentralbank (EZB) 
weiter verstärkt. Nach dem Ende der 0%-Zinspo-
litik im Jahr 2022 und der schrittweisen Erhöhung 
des Leitzinses auf 4,5 % im September 2023 stie-
gen die Refinanzierungskosten, was zu einer Zu-
rückhaltung bei Bau- und Kaufentscheidungen 
führte. Erst im Jahr 2024 stabilisierte sich die Fi-
nanzierungs- und Marktlage wieder.

Die Stadt Paderborn als Oberzentrum und Univer-
sitätsstadt ist als Wohnstandort nach wie vor be-
gehrt und nachgefragt. Nachdem das Jahr 2023 
mit 157.968 als Hauptwohnsitz gemeldeten Ein-
wohnern geschlossen hatte, verzeichnete die Stadt 
Ende 2024 mit 157.777 Einwohnern einen leichten 
Rückgang um 191 Einwohner mit Hauptwohnsitz. 

Die wohnungsmarktrelevante sog. „wohnberech-
tigte Bevölkerung“ in der Stadt Paderborn ver-
zeichnete für den Zeitraum vom 31.12.2017 bis 
zum 31.12.2024 einen moderaten Anstieg um 
1.328 Personen und +0,8 % auf insgesamt 159.370 
Einwohnerinnen und Einwohner. Diese Entwicklung 
deutet auf eine insgesamt stagnierende bis leicht 
wachsende Bevölkerung über einen mittelfristigen 
Zeitraum hin. Im Vergleich zum Jahr 2023 wurde 
für 2024 jedoch erstmals wieder ein Rückgang der 
wohnberechtigten Bevölkerung um 212 Personen 
festgestellt. 
Diese Entwicklung bestätigt sich auch im Vorjah-
resvergleich auf Monatsebene.

Die natürliche Bevölkerungsbilanz war im Berichts-
jahr erneut negativ: 109 Lebendgeburten standen 
125 Sterbefällen gegenüber, was zu einem Ge-
burtendefizit von –16 Personen führte. Auch die 
Wanderungsbewegungen trugen im Dezember 
2024 nur eingeschränkt zur Stabilisierung der Ein-
wohnerzahl bei: Trotz leicht überdurchschnittlicher 
647 Zuzüge lagen die Fortzüge mit 677 Personen 

weiterhin auf einem durchschnittlichen Niveau, was 
einen Wanderungsverlust von –30 Personen zur 
Folge hatte. Nachträgliche Meldekorrekturen führ-
ten jedoch zu einem leicht positiven Gesamtsaldo 
von +36 Personen für den Berichtsmonat.

Besondere demografische Effekte ergaben sich 
durch die vollständige Schließung der Erstaufnah-
meeinrichtung in der ehemaligen Dempsey-Kaser-
ne im Stadtteil Schloß Neuhaus. Im Zuge dessen 
sank die dortige Bevölkerungszahl im Dezember 
2024 um 49 Personen auf nunmehr 27.106 Ein-
wohnerinnen und Einwohner.
Insgesamt lässt sich für Paderborn im Jahr 2024 
eine Tendenz zur Bevölkerungsstagnation mit 
punktuellen Rückgängen feststellen, zuletzt dau-
erhaft gestützt durch den Aufenthalt ukrainischer 
Geflüchteter (Stand 31.12.2024: 2.928 Personen), 
die nach syrischen Staatsangehörigen (2.483 Per-
sonen) die größte Gruppe der ausländischen Be-
völkerung in Paderborn bilden.  

Die Gesamtentwicklung ist vor dem Hintergrund 
gesamtgesellschaftlicher Trends wie des demogra-
fischen Wandels, zunehmender Binnenwanderung 
in Ballungsräume sowie rückläufiger Geburtenraten 
einzuordnen. Mittel- bis langfristig wird dies auch in 
Paderborn Auswirkungen auf die Nachfrage nach 
Wohnraum, die kommunale Infrastrukturplanung 
sowie den Arbeits- und Fachkräftemarkt haben.

Angesichts der aktuellen i. W. stagnierenden Be-
völkerungszahlen Paderborns war und ist die 
Nachfragesituation beim Spar- und Bauverein 
stark geprägt von Veränderungssuchen infolge 
von Mehr- oder Minderbedarfen bzw. dem Wunsch 
verschiedener Altersgruppen nach Barrierefreiheit 
oder unterstützenden Serviceangeboten. Neben 
familiären oder altersbedingten Änderungssuch-
anfragen wurde weiterhin eine auffällig erhöhte 
Nachfrage nach größeren Mehrzimmerwohnungen 
sowie Single-Wohnungen verzeichnet. 
Gerade im frei finanzierten Wohnungsbau setzt 
sich der Trend zu Homeoffice und zu familienge-
eigneten großen Wohnungen weiter fort. Dies auch 
vor dem Hintergrund, dass aufgrund der aktuellen 
Baupreisentwicklung und der Verknappung von 
Bauflächen im Stadtgebiet der Schritt ins Eigentum 
für viele bauwillige Mieter erheblich schwerer oder 
unmöglich wurde. 
Die Mietpreisentwicklung im Bereich der Ange-
botsmieten (Mietpreise, zu denen Wohnungen ak-
tuell auf dem Wohnungsmarkt angeboten werden) 
des Spar- und Bauvereins zeigte sich konstant 
und analog zu den sonstigen Bestandsmieten der 
Genossenschaft. Eine Differenzierung zwischen 
Angebots- und Bestandsmieten fand in großen Tei-
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len nicht statt. Lediglich umfassende Sanierungen 
oder Ausstattungsanpassungen machten ange-
messene Preisanpassungen bei Nachvermietun-
gen und bei kompletten Objektmodernisierungen 
auch bei Bestandsmieten erforderlich. Notwendige 
reguläre Mietanpassungen erfolgten jeweils sozial 
orientiert und deutlich unterhalb des ortsüblichen 
Mietniveaus.

Die allgemeine Mietpreisentwicklung in Paderborn 
ist im Vergleich zu größeren Städten noch mode-
rat. Der Mietspiegel für 2025 zeigt, dass die durch-
schnittlichen Bestandsmieten bei etwa 6,69 €/m² 
liegen, während die durchschnittliche Angebots-
miete bei 8,49 €/m² liegt. Neu fertiggestellte Woh-
nungen befinden sich etwa 15 % über dem Niveau 
der Angebotsmieten. Allerdings wird erwartet, dass 
die Mietpreise aufgrund der steigenden Baukosten 
und der Anforderungen an energieoptimierte Ge-
bäude weiter ansteigen werden. Besonders in den 
Kommunen mit hoher Mieterquote, wie Paderborn 
und Bad Lippspringe, wird der Druck auf die Woh-
nungsmieten zunehmen.

Angesichts dieser Entwicklungen ist eine stärke-
re Zusammenarbeit zwischen Politik, Verwaltung 
und der privaten Wirtschaft unabdingbar, um den 
regionalen Wohnungsmarkt nachhaltig und sozial- 
verträglich zu gestalten. Es ist von entscheidender 
Bedeutung, dass politische Entscheidungen und 
Investitionen auf fundierten Analysen und verläss-
lichen Marktprognosen basieren, um langfristige 
Fehlentwicklungen zu vermeiden und den sozialen 
Zusammenhalt zu fördern. Die Transformation des 
Immobilienmarkts in Paderborn muss sowohl die 
Bedürfnisse der aktuellen Bevölkerung als auch die 
Herausforderungen der zukünftigen Generationen 
berücksichtigen. Wobei eine integrierte Stadtent-
wicklungspolitik notwendig ist, um die anstehen-
den Aufgaben der Energie- und Mobilitätswende 
sowie der digitalen Transformation zu bewältigen.

Die Brach- und Konversionsflächen in Paderborn 
bieten bedeutende Potenziale für die entsprechen-
de Bewältigung der städtebaulichen Herausforde-
rungen und für zukunftsorientierte Entwicklungs-
projekte. 
Im Rahmen der Konversion ehemaliger Kaser-
nenflächen verfolgt die Stadt Paderborn hier wei-
terhin ambitionierte städtebauliche Ziele. Mit dem 
„Zukunftsquartier“ auf dem Areal der ehemaligen 
Barker-Kaserne entsteht auf 54 Hektar ein neu-
es Stadtviertel für rund 7.000 Menschen und mit 
4.000 Arbeitsplätzen. Geplant ist eine Mischnut-
zung mit Wohn- und Gewerbeflächen sowie inno-
vativen Mobilitäts- und Energiekonzepten. Für den 
ersten Teilbereich des Entwicklungsgebiets sind 

bis 2031 öffentliche Investitionen von rund 27,6 
Mio. Euro vorgesehen, etwa für Rückbau, Freiflä-
chen und Erschließung. Ein Drittel der insgesamt 
rund 2.900 geplanten Wohneinheiten soll öffentlich 
gefördert werden. Die Entwicklung wird durch die 
eigens gegründete Zukunftsquartier Entwicklungs-
gesellschaft mbH (ZQE) gesteuert.

Auch das Alanbrooke-Quartier wird weiterentwi-
ckelt. Neben öffentlich geförderten Neubauten sind 
dort denkmalgeschützte Gebäude als Wohnraum 
für Auszubildende und Studierende vorgesehen – 
unterstützt mit 11 Mio. Euro durch das Land NRW. 
Die ursprünglich kritisierte Konzentration öffentlich 
geförderten Wohnraums bleibt städtebaulich und 
sozialpolitisch nach wie vor höchst umstritten. 

Im Stadtteil Schloß Neuhaus wird zudem die 
Dempsey-Kaserne in das neue Quartier „Wald-
kamp“ umgewandelt. Geplant sind rund 300 Wohn- 
einheiten mit einem Anteil von mindestens 30 % 
gefördertem Wohnraum sowie kleinteiliges Gewer-
be und eine Kita. Erste Nutzungen werden frühes-
tens fünf Jahre nach Übergabe durch die Bundes-
anstalt für Immobilienaufgaben (BImA) erwartet.

Auch im innerstädtischen Bereich verfolgt die Stadt 
Paderborn aktive Entwicklungsmaßnahmen. So 
entstehen im Rahmen des Umbaus des ehemali-
gen Kaufhof-Gebäudes 37 öffentlich geförderte 
Wohnungen im Rahmen eines Mischnutzungskon-
zepts. Zusätzlich wird für die städtische Fläche an 
der Florianstraße ein städtebaulicher Ideenwettbe-
werb vorbereitet, um weitere innerstädtische Po-
tenziale zu erschließen.

Die genannten Projekte veranschaulichen das Po-
tenzial innerstädtischer Flächen für städtebauliche 
Entwicklungen. Dabei gewinnt sowohl der Neubau 
als auch die Dekarbonisierung und nachhaltige 
Modernisierung des Gebäudebestands an Be-
deutung. Diese Entwicklungen erfolgen vor dem 
Hintergrund einer tendenziell stagnierenden oder 
zeitweise rückläufigen Bevölkerungsentwicklung 
sowie daraus resultierender demografischer, sozi-
aler und ökologischer Herausforderungen und des 
Risikos daraus resultierender Verwerfungen für 
den Paderborner Wohnungsmarkt.
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Jahresüberschuss von 2019–2024
in T€

Bestandsbewirtschaftung  
und -entwicklung 

Grundstücksbestand
Die Spar- und Bauverein Paderborn eG verfügte 
am 31.12.2024 über folgenden Grundbesitz im An-
lagevermögen:
a) bebaute Grundstücke 345.780 m² 
    (davon Erbbaugrundstücke 27.196 m²)
b) unbebaute, in Bebauung befindliche 
    Grundstücke 2.194 m²  

Im Bereich des Umlaufvermögens verfügte die  
Genossenschaft per 31.12.2024 unverändert über 
99 m² Grundstücksfläche.

Wohnungen Wohnfläche Gewerbe Nutzfläche Garagen/ 
Stellplätze

Anzahl m² Anzahl m² Anzahl
Stand 01.01.2024 3.023 204.810,93 7 3.876,55 1.360
Zugänge
Anbau Balkone +14,41
Stellplätze/Garagen +28
Abgänge
Verkleinerung Bestandswohnung  –3,00
Wegfall Stellplätze/Garagen –12 –766,10
Stand 31.12.2024 3.011 204.056,24 7 3.876,55 1.388

Entwicklung Wohnungsbestand | Bewirtschaftete Einheiten

Wohnungsbestand
Der Immobilienbestand des Spar- und Bauvereins 
umfasst zum Bilanzstichtag 3.011 Wohnungen, 
sieben Gewerbeeinheiten sowie 1.388 Garagen 
und Stellplätze. Die Wohn- und Nutzfläche beträgt 
rund 207.933 m².

Über die insgesamt 3.011 Wohnungen 
kann die Genossenschaft wie folgt verfügen:

2212; 73 %799; 27 %
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Vermietung
Der größte Teil des Wohnungsbestandes befindet 
sich in attraktiven Lagen am Kernstandort Pa-
derborn. Die Nachfrage nach Wohnungen war im 
Geschäftsjahr 2024 sehr gut. Vermietungsschwie-
rigkeiten bzw. strukturelle Leerstände bestanden 
nicht. 
Bei insgesamt 215 Mieterwechseln im Jahr 2024 
beträgt die Fluktuationsquote 7,1 % (Vorjahr: 8,8 %). 
Zum Jahresende waren aus dem gesamten Woh-
nungsbestand 22 Einheiten nicht vermietet. Für die 
nicht vermieteten Wohnungen bestanden zum 31.12. 
schon für 10 Einheiten Anschlussmietverträge.  
Die Leerstandsquote ist mit rund 0,7 % (Vorjahr: 
1,3 %) zum 31.12. nach wie vor auf einem äußerst 
niedrigen Niveau. Durch unsere gut ausgestatteten 
Wohnungen und die kontinuierliche Anpassung so-
wie Weiterentwicklung der Bestandsgebäude ist im 
Rahmen von Wohnungskündigungen die Wieder-
vermietung unverändert gewährleistet. 

Modernisierung | Instandhaltung
Bei der Bestandsbewirtschaftung standen wie in 
den Vorjahren die Instandhaltung und Moderni-
sierung des Wohnungsbestandes im Mittelpunkt. 
Die Investitionen in die Qualität der Wohnungsbe-
stände haben für die Genossenschaft einen hohen 
Stellenwert zur Sicherung einer guten und langfris-
tigen Vermietbarkeit. Unsere Genossenschaft zählt 
zu den führenden Wohnungsanbietern am Pader-
borner Markt. Wir schaffen und erhalten zukunfts- 
fähigen und bezahlbaren Wohnraum für die Men-
schen in Paderborn. Mit einem Investitionsvolu-

2024 2023 2022 2021 2020
Wohnungen 3.011 3.023 3.006 2.990 2.971

frei finanziert 2.212 2.220 2.188 2.172 2.182

öffentlich gefördert 799 803 818 818 789

Gewerbe 7 7 6 6 6

Garagen/Stellplätze 1.388 1.360 1.345 1.320 1.281

Wohn-/Nutzfläche (m²) 207.933 208.687 206.458 205.274 204.057

Nettokaltmiete 
je m²/mtl. per 31.12. 5,94 € 5,91 € 5,79 € 5,62 € 5,59 €

frei finanziert 6,13 € 6,09 € 6,03 € 5,82 € 5,78 €

öffentlich gefördert 5,40 € 5,39 € 5,14 € 5,09 € 5,02 €

Bestandszahlen 

men von über 8,1 Mio. Euro in Neubau, Moder-
nisierung und Instandhaltung tragen wir zu einer 
guten Wohnqualität unserer Mitglieder bei. Bei der 
Auftragserteilung achten wir vorzugsweise dar-
auf, dass unsere regionalen Handwerksfirmen und 
Fachbetriebe beauftragt werden. Damit leisten wir 
auch einen Beitrag zur Stärkung der regionalen 
Wirtschaft vor Ort. 
 
Die seit einigen Jahren zum Teil massiven Kosten-
steigerungen im Bereich der Handwerkerleistungen 
sind nach wie vor Preistreiber in der Wohnungs- 
und Immobilienbranche. Die steigenden Baustoff- 
und Lohnkosten haben sich inzwischen auf alle 
Bereiche der Modernisierung und Instandhaltung 
sowie im Neubau ausgewirkt. Zusätzlich wirkt sich 
der Mangel an Fachkräften manchmal leider auch 
negativ auf die Terminvereinbarung und Erledigung 
von Reparaturarbeiten aus. Aufgrund der guten 
wirtschaftlichen Position unserer Genossenschaft 
sind wir in der Lage, unsere Ziele zur langfristigen 
Werterhaltung des Wohnungsbestandes und im 
Neubau zu erreichen. Trotz hoher Investitionen in 
die Wohnungsbestände können wir unsere Woh-
nungen auch weiter zu angemessenen und wett-
bewerbsfähigen Mieten anbieten. Die Nutzungs-
gebühren für frei finanzierte Wohnungen betrugen 
durchschnittlich per 31.12. des Jahres 6,13 €/m²/
mtl., während für öffentlich geförderte Wohnungen 
die Nettokaltmiete bei 5,40 €/m²/mtl. lag. 
Der Aufwand je Quadratmeter Wohn-/Nutzfläche 
beträgt im Berichtsjahr 23,77 € (Vorjahr: 23,13 €). 
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Die Fremdkosten 2024 betrugen 4.920.100,19 €

Davon betreffen mietwirksame Modernisierungen –190.508,73 €

Auf Verwaltungs- und Regiebetriebskosten sind zu verrechnen –23.199,78 €

Zuschüsse, Erstattungen Versicherungsschäden, 
unterlassene Schönheitsreparaturen –301.630,46 €

Für den Regiebetrieb sind angefallen 87.927,30 €

Die Verwaltungskosten beinhalten für die Instandhaltung 449.311,19 €

4.941.999,71 €

Investitionen in den Objektbestand 2019–2024
in T€

Im Rahmen des Instandhaltungs- und Modernisie-
rungsprogramms wurden im Jahr 2024 u. a. ins-
gesamt circa 2.240 T€ für folgende Maßnahmen 
aufgewendet:

Modernisierung | Instandhaltung

Wohnungseigentumsverwaltung
Seit vielen Jahren betreut der Spar- und Bauver-
ein im Rahmen der Fremdverwaltung Immobilien 
im Eigentümerauftrag. Dabei übernimmt unsere 
Genossenschaft die kaufmännische und techni-
sche Verwaltung im Rahmen von branchenübli-
chen Verwalterverträgen. Im Geschäftsjahr 2024 

Wohnungs-
modernisierungen; 52 %

Energetische 
Modernisierungen; 47 %

Schaffung von 
    Barrierefreiheit; 1 %

Die Fremdkosten für Instandhaltung betragen im 
Berichtsjahr 23,66 € je Quadratmeter Wohn-/Nutz-
fläche (Vorjahr: 22,90 €).

verwaltete unsere Genossenschaft insgesamt 232 
Eigentumswohnungen mit 145 Pkw-Stellplätzen. 
Die Verwaltungsleistungen passen gut zum ge-
nossenschaftlichen sozialverantwortlichen Unter-
nehmenszweck.

Mitglieder und Geschäftsguthaben 
Im Verlauf des Jahres 2024 sind 241 Mitglieder 
mit 1.033 Geschäftsanteilen einschließlich der 
Zeichnung weiterer Anteile hinzugekommen. Aus-
geschieden sind 260 Mitglieder mit 1.274 Ge-
schäftsanteilen. Die Veränderung entspricht einer 
Schrumpfung von 19 Mitgliedern.

Die Anzahl der Geschäftsanteile ist gegenüber 
dem Vorjahr um 241 auf insgesamt 57.050 zurück-
gegangen (Vorjahr: 57.291).

Das Geschäftsguthaben der verbleibenden Mit-
glieder verringerte sich im Vergleich zum Vorjahr 
um 73,4 T€ auf 17.672,7 T€.
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Der Aufwand je m²-Wohn-/Nutzfläche beträgt im Berichtsjahr 23,77 € (Vorjahr: 23,13 €). Unter 
Berücksichtigung der Modernisierungskosten (abzüglich verrechneter Modernisierungszuschüsse) 
und der hierauf verrechneten Verwaltungskosten ergibt sich ein Satz von 23,66 € (Vorjahr: 22,90 €). 
 
Die Fremdkosten 2024 betrugen 4.920.100,19 € 
Davon betreffen mietwirksame Modernisierungen –190.508,73 € 
Auf Verwaltungs- und Regiebetriebskosten sind zu verrechnen –23.199,78 € 
Zuschüsse, Erstattungen Versicherungsschäden, unterlassene 
Schönheitsreparaturen 

–301.630,46 € 

Für den Regiebetrieb sind angefallen 87.927,30 € 
Die Verwaltungskosten beinhalten für die Instandhaltung 449.311,19 € 
  4.941.999,71 € 

 
SparBau4: Investitionen in den Objektbestand in T€ 

 
 
  

Modernisierung / nachträgliche Baukosten NeubauInstandhaltung
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Mitgliederbewegung

Anzahl 
der  

Mitglieder

Anzahl 
der  

Anteile
Stand am 01.01.2024 5.912 57.291
Zugang 2024 241 1.033
Abgang 2024 260 1.274
Stand am 31.12.2024 5.893 57.050

Anzahl 
der  

Mitglieder

Anzahl 
der  

Anteile
Kündigung der 
Mitgliedschaft 179 549

Anteilskündigung – 326
Übertragung 2 7
Tod 79 392
Ausschluss – –

260 1.274

Der Abgang an Mitgliedern und Anteilen 
hatte folgende Gründe:

Altersstruktur der Mitglieder

bis einschließlich 30 Jahre

16 %

bis einschließlich 50 Jahre

34 %

bis einschließlich 70 Jahre

29 %

über 70 Jahre

21 %
3. DARSTELLUNG 
    DER WIRTSCHAFTLICHEN LAGE
3.1 ERTRAGSLAGE
Die Ertragslage des Spar- und Bauvereins ist durch 
eine stabile Entwicklung in den letzten Jahren ge-
prägt. Gegenüber dem Vorjahr hat sich der Jah-
resüberschuss von 2.799,9 T€ um 433,1 T€ auf 
3.233,0 T€ erhöht. 

Das Ergebnis aus der Bewirtschaftungstätigkeit mit 
einem Ergebnisbeitrag von 2.981,3 T€ ist die wich-
tigste und nachhaltigste Ergebniskomponente.

2024
T€

2023
T€

Veränderungen
T€

Bewirtschaftungstätigkeit 2.981,3 3.656,5 –675,2

Betreuungstätigkeit 0,0 0,0 0,0

Sonstiger Geschäftsbereich 10,5 –124,3 134,8

Finanzergebnis  252,2  –41,7 293,9

Neutrales Ergebnis 4,0 –547,0 551,0

Ergebnis vor Steuern 3.248,0 2.943,5 304,5

Steuern 15,0 143,6 –128,6

Jahresüberschuss 3.233,0 2.799,9 433,1

Zum Vorjahr hat sich die Ertragslage wie folgt verändert: 
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Ergebnis aus der Bewirtschaftungstätigkeit 
2019–2024 in T€ 
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3. Darstellung der wirtschaftlichen Lage 
3.1 Ertragslage 
 
Die Ertragslage des Spar- und Bauvereins ist durch eine stabile Entwicklung in den letzten Jahren 
geprägt. Gegenüber dem Vorjahr hat sich der Jahresüberschuss von 2.799,9 T€ um 433,1 T€ auf 
3.233,0 T€ erhöht.  
 
Das Ergebnis aus der Bewirtschaftungstätigkeit mit einem Ergebnisbeitrag von 2.981,3 T€ ist die 
wichtigste und nachhaltigste Ergebniskomponente. 
 
Zum Vorjahr hat sich die Ertragslage wie folgt verändert: 
  2024 

T€ 

2023 

T€ 

Veränderungen 

T€ 
Bewirtschaftungstätigkeit 2.981,3 3.656,5 –675,2 
Betreuungstätigkeit 0,0 0,0 0,0 
Sonstiger Geschäftsbereich 10,5 –124,3 134,8 
Finanzergebnis  252,2  –41,7 293,9 
Neutrales Ergebnis 4,0 –547,0 551,0 
Ergebnis vor Steuern 3.248,0 2.943,5 304,5 
Steuern 15,0 143,6 –128,6 
Jahresüberschuss 3.233,0 2.799,9 433,1 

 
 
SparBau 8: Ergebnis aus der Bewirtschaftungstätigkeit in T€ 

   

Das Ergebnis aus der Bewirtschaftungstätigkeit hat 
sich gegenüber dem Vorjahr um 675,2 T€ vermin-
dert. 
 
Die Mieterlöse sind gegenüber dem Vorjahr um 
156,5 T€ auf 15.356,1 T€ gestiegen. Der Anstieg 
resultiert mit 92,3 T€ aus den Fertigstellungen der 
Neubauprojekte „Wittekindstraße 4“ und „Kuni-
gundenstraße 2a“ im Mai 2023 mit insgesamt 
30 Wohnungen, einer Gewerbeeinheit und dazuge-
hörigen 25 Stellplätzen bzw. Tiefgaragenstellplätzen.  

Außerdem erfolgten für die frei finanzierten Be-
standsobjekte Mietanpassungen nach BGB mit 
einer Auswirkung im Jahr 2024 von 13,7 T€. Durch 
Einzelmodernisierungen sowie Erhöhungen nach 
Mieterwechseln auf die festgelegten Objektmieten 
ist ein Anstieg der Mieten um 56,7 T€ zu verzeich-
nen. Bei den öffentlich geförderten Wohnungen 
führte die Anpassung der Instandhaltungs- und 
Verwaltungspauschalen zur Veränderung der Kos-
tenmiete um 2,4 T€. 

Die Mehreinnahmen aus noch abzurechnenden 
Betriebskosten betragen 352,2 T€.

Die monatlichen Nutzungsgebühren betrugen per 
31.12.2024 durchschnittlich 5,94 €/m² (Vorjahr: 
5,91 €/m²).

2024 2023 2022 2021 2020
T€ T€ T€ T€ T€

Sollmieten 15.356,1 15.199,6 14.760,2 14.341,1 14.102,6
Gebühren und Umlagen 4.499,1 4.146,9 4.556,1 4.121,5 4.139,0
./. Erlösschmälerungen 154,0 208,4 193,0 160,8 157,5

Gesamt 19.701,2 19.138,1 19.123,3 18.301,8 18.084,1

Umsatzerlöse der Hausbewirtschaftung 

Die Erlösschmälerungen auf Mieten und Umlagen 
sind im Vergleich zum Vorjahr von 208,4  T€ um 
54,4 T€ auf 154,0 T€ gesunken und begründen sich 
i. W. mit strategischem Leerstand von Wohnungen 
aufgrund von Neubau- und Modernisierungsmaß-
nahmen des Vorjahres sowie Mieterwechseln. 

Auf der Aufwandsseite wirken sich gestiegene Be-
triebskosten von 622,6 T€ auf das Ergebnis aus der 
Bewirtschaftungstätigkeit aus. Weiter wirken sich 
höhere Abschreibungen von 92,4 T€ und Verwal-
tungsleistungen von 518,6 T€ auf das Spartener-
gebnis aus. 

Instandhaltungsaufwendungen 2019–2024
in T€
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SparBau 10: Instandhaltungsaufwendungen in T€ 

 
 
SparBau 11: Zinsaufwand aus der Bewirtschaftungstätigkeit in T€ 

 
Der Bereich Betreuungstätigkeit (WEG-Verwaltung) schließt im Geschäftsjahr 2024 mit einem 
ausgeglichenen Ergebnis ab. Den Erlösen aus der Wohnungseigentumsverwaltung von 66,3 T€ 
stehen zugeordnete Verwaltungsaufwendungen in gleicher Höhe gegenüber.  
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ausgeglichenen Ergebnis ab. Den Erlösen aus der Wohnungseigentumsverwaltung von 66,3 T€ 
stehen zugeordnete Verwaltungsaufwendungen in gleicher Höhe gegenüber.  
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Der Bereich Betreuungstätigkeit (WEG-Verwaltung) 
schließt im Geschäftsjahr 2024 mit einem ausge-
glichenen Ergebnis ab. Den Erlösen aus der Woh-
nungseigentumsverwaltung von 66,3 T€ stehen zu-
geordnete Verwaltungsaufwendungen in gleicher 
Höhe gegenüber. 
Im sonstigen Geschäftsbereich stehen den Um-
satzerlösen aus anderen Lieferungen und Leistun-
gen sowie anderen Erträgen von 28,8 T€ entspre-
chende Aufwendungen von 18,3 T€ gegenüber. 

Das Finanzergebnis mit einem positiven Deckungs-
betrag von 252,2 T€ ist bestimmt durch Zinserträ-
ge von 273,3 T€, denen Effekte aus der Aufzinsung 
der Pensionsrückstellungen von 21,1 T€ gegen-
überstehen.

Das neutrale Ergebnis ist durch Erträge aus Vorjah-
ren in Höhe von 4,0 T€ geprägt.

3.2 VERMÖGENSLAGE

Die Vermögens- und Kapitalstruktur stellt sich wie folgt dar:

31.12.2024 31.12.2023
T€ % T€ %

Immaterielle Vermögensgegenstände 4,7 0,0 2,6 0,0
Sachanlagen 132.211,3 89,3 133.554,0 92,0
Finanzanlagen 8,0 0,0 2.008,0 1,4
Umlaufvermögen kurzfristig 15.801,6 10,7 9.640,0 6,6
Gesamtvermögen 148.025,6 100,0 145.204,6 100,0

Eigenkapital (inkl. Bilanzgewinn) 95.033,6 64,2 93.112,9 64,1
Rückstellung langfristig 9.796,6 6,6 9.310,1 6,4

Fremdkapital langfristig 33.381,7 22,5 32.693,8 22,5
Rechnungsabgrenzung langfristig 1.551,0 1,1 1.621,2 1,1

Kapital langfristig 139.762,9 94,4 136.738,0 94,1
Rückstellung kurzfristig 347,9 0,2 469,5 0,3
Fremdkapital kurzfristig 7.852,5 5,3 7.934,8 5,5
Rechnungsabgrenzung kurzfristig                      62,3                        0,1                     62,3                         0,1
Gesamtkapital             148.025,6                    100,0            145.204,6                     100,0
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Das Gesamtvermögen zum 31.12.2024 beträgt 
148.025,6 T€ und ist zum Vorjahr um 2.821,0 T€ 
angestiegen.

Die immateriellen Vermögensgegenstände erhöh-
ten sich gegenüber dem Vorjahr um 2,1 T€. Den 
Anschaffungen und geleisteten Anzahlungen von 
3,7 T€ stehen Abschreibungen von 1,6 T€ entge-
gen. Das Sachanlagevermögen hat sich gegenüber 
dem Vorjahr um 1.342,7 T€ auf 132.211,3 T€ ver-
mindert. Den Bestandsinvestitionen von 3.430,3 T€ 
stehen anschaffungskostenmindernde Zuschüsse 
von 1.275,5 T€ und planmäßige Abschreibungen 
von 3.497,5 T€ gegenüber.

Die Finanzanlagen verminderten sich um 2.000,0 T€ 
durch den Auslauf von zwei Festzinsanleihen.
 
Das Umlaufvermögen erhöhte sich gegenüber dem 
vorangegangenen Stichtag um 6.161,6 T€. Der An-
stieg resultiert i. W. aus der Zunahme der liquiden 
Mittel von 5.630,0 T€ und der unfertigen Leistun-
gen und anderen Vorräte von 487,6 T€.

Die Forderungen und sonstigen Vermögensgegen-
stände erhöhten sich um 44,0 T€.

Auf der Passivseite erhöhte sich das bilanzielle Ei-
genkapital um 1.920,7 T€.

Der Anstieg begründet sich durch den erzielten 
Jahresüberschuss von 3.233,0 T€ abzüglich der Di-
videndenausschüttung des Vorjahres von 902,6 T€ 
und des Rückganges der Geschäftsguthaben von 
409,7 T€.

Die Eigenkapitalquote erhöht sich im Vergleich zum 
Vorjahr um 0,1 Prozentpunkte und beträgt nunmehr 
64,2 %. Die Eigenkapitalrentabilität beläuft sich auf 
3,4 %.

Die langfristigen Pensionsrückstellungen sind um 
486,5 T€ auf 9.796,6 T€ angestiegen. 

Die Kapitalstruktur zeigt ein langfristiges Fremd-
kapital von 33.381,7 T€ sowie ein kurzfristiges 
Fremdkapital von 7.852,5 T€. Im Vergleich zum Vor-
jahr erhöhte sich das langfristige Fremdkapital um  
687,9 T€, die kurzfristigen Verbindlichkeiten stie-
gen um 82,3 T€ an.

Die Veränderungen der langfristigen Verbindlichkei-
ten gegenüber Kreditinstituten und anderen Kredit-
gebern sind i. W. auf Darlehensauszahlungen der 
NRW.BANK in Höhe von 2.121,4 T€ für das Neu-
bauprojekt „Anhalter Weg“ und planmäßige Darle-
henstilgungen von 1.402,3 T€ zurückzuführen.

Eigenkapitalquote 2019–2024
in %
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3.3 FINANZLAGE

Das Finanzmanagement bildet einen zentralen Teil 
der Unternehmenssteuerung. Die Liquidität, die 
langfristigen Objektfinanzierungen, künftige Darle-
hensprolongationen und die beobachtbaren Zins-
änderungsrisiken werden dabei gezielt geplant, 
kontrolliert und gesteuert.

Die Liquidität der Genossenschaft sowie der Ka-
pitaldienst der Darlehen waren jederzeit gesichert. 

Die Eigenkapitalausstattung – in Euro, absolut – hat 
sich in den letzten Jahren kontinuierlich verbessert. 
Das langfristige Eigenkapital liegt mittlerweile bei 
93.806 T€. Dies entspricht einer Eigenkapitalquote 
von 63,4 %.

Mit dem guten Jahresergebnis 2024 geht die Ver-
besserung der betriebswirtschaftlichen Lage des 
Unternehmens einher. 

2024 T€ 2023 T€
Jahresüberschuss 3.233 2.800
Abschreibungen auf Gegenstände des Anlagevermögens 3.499 3.411
Zahlungsunwirksame Erträge –70 –62
Zunahme der langfristigen Rückstellungen 487 895
Cashflow 7.149 7.044
Zunahme der kurzfristigen Rückstellungen –122 145
Gewinn aus dem Abgang von Anlagevermögen 0 –1
Ab-/Zunahme der unfertigen Leistungen sowie anderer Aktiva –532 625
Zu-/Abnahme der erhaltenen Anzahlungen sowie anderer Passiva –449 –218
Cashflow aus laufender Geschäftstätigkeit 6.046 7.595
Einzahlungen aus dem Abgang von Anlagevermögen 2.000 1
Auszahlungen für Investitionen in das Anlagevermögen –3.434 –4.742
Cashflow aus Investitionstätigkeit –1.434 –4.741
Valutierung von Darlehen 2.121 2.293
Baukostenzuschüsse 1.275 0
Planmäßige Tilgungen von Darlehen –1.402 –1.370
Auszahlungen von Dividenden –903 –927
Erhöhung/Minderung der Geschäftsguthaben 
verbleibender Mitglieder –73 –327
Cashflow aus Finanzierungstätigkeit –1.018 –331
Zahlungswirksame Veränderung 
des Finanzmittelbestandes 5.630 2.523
Finanzmittelbestand am 1. Januar 5.078 2.555
Finanzmittelbestand am 31. Dezember 10.708 5.078

Kapitalflussrechnung

Die Finanzierung der Instandhaltungs- und Moder-
nisierungsmaßnahmen sowie eines Teils der in der 
Bebauung befindlichen Neubauprojekte erfolgt aus 
dem Cashflow.

Aus der Fortschreibung der Finanzlage nach dem 
31.12.2024 für die im Bau befindlichen Neubau-
projekte ergeben sich zu erwartenden Kosten von 
2.079,7 T€. Diese werden durch noch ausstehen-
de Auszahlungen von Fremdmitteln in Höhe von 
1.597,1 T€ sowie aus dem laufenden Cashflow fi-
nanziert.

Für das Jahr 2025 ist der Baubeginn des Neubau-
projektes „Querweg/Wigbertstraße“ mit einer ge-
planten Investitionssumme von 18.150 T€ für den 
Zeitraum bis 2027 geplant. Der Investition steht im 
entsprechenden Zeitraum eine geplante Fremdka-
pitalaufnahme von 13.422 T€ gegenüber. 

Insgesamt stellt sich die wirtschaftliche Lage des 
Spar- und Bauvereins als geordnet dar. 

Die Mittelherkunft und die Mittelverwendung ergeben sich aus vorstehender Kapitalflussrechnung. 
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3.4 KENNZAHLENÜBERSICHT
Die für die Genossenschaft bedeutsamen Leistungsindikatoren stellen sich im Vergleich zu den 
Vorjahren wie folgt dar:

2024 2023 2022
Bestandskennzahlen
Bewirtschafteter Bestand
Wohnungseinheiten Anz. 3.011 3.023 3.006
Gewerbeeinheiten, sonstige Vermietungseinheiten Anz. 7 7 6
Garagen/Einstellplätze Anz. 1.388 1.360 1.345
Wohn- und Nutzfläche m² 207.933 208.687 206.458
Betreuungstätigkeit   
Wohnungen Anz. 232 232 232
Garagen/Einstellplätze Anz. 145 145 145
Jahresabschlusskennzahlen   
Bilanzsumme T€ 148.026 145.205 142.143
Sachanlagevermögen T€ 132.211 133.554 132.390
Eigenkapital lt. Bilanz am 31.12. T€ 95.034 93.113 91.779
Eigenkapital lt. Bilanz am 31.12. (langfristig) T€ 93.806 91.531 89.961
Eigenkapitalquote (bezogen auf EK langfristig) % 63,4 63,0 63,3
Geschäftsguthaben der verbleibenden Mitglieder T€ 17.673 17.746 18.073
Bestand der verbleibenden Mitglieder Anz. 5.893 5.912 5.906
Geschäftsanteile der verbleibenden Mitglieder Anz. 57.050 57.291 58.356
Sollerlöse T€ 19.948 19.426 19.376
Erlösschmälerungen T€ 154 208 193
Anteil der Erlösschmälerungen am Umsatzerlös % 0,8 1,1 1,0
Jahresüberschuss (nach Steuern) T€ 3.233 2.800 2.518
Cashflow T€ 7.149 7.044 7.172
Kennzahlen der Rentabilität   
Gesamtkapitalrentabilität % 2,4 2,1 2,0
Eigenkapitalrentabilität (bezogen auf EK langfristig) % 3,4 3,1 2,8
Instandhaltung, Modernisierung, Betriebskosten   
Instandhaltungsaufwand (Fremdkosten) je m² Wohn-/Nutzfläche €/m² 23,66 22,90 26,99
Betriebskosten T€ 4.795 4.188 3.896
Bewirtschaftungstätigkeitskosten je m² Wohn-/Nutzfläche €/m² 23,17 20,24 19,15
Personal durchschnittlich   
Vollzeitbeschäftigte Anz. 16 15 15
Teilzeitbeschäftigte Anz. 8 7 8
Geringfügig Beschäftigte Anz. 1 1 1

Die Mittelzuflüsse aus laufender Geschäftstätig-
keit, die Darlehensvalutierungen und Baukosten-
zuschüsse wurden zur Gegenfinanzierung der 
Investitionstätigkeit sowie für planmäßige Dar- 

lehenstilgungen und Dividendenauszahlungen ver-
wendet. Zusätzlich konnte die vorgehaltene Liqui-
dität aufgestockt werden.
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4. RISIKEN-, CHANCEN- UND 
    PROGNOSEBERICHT

Der Spar- und Bauverein Paderborn eG setzt sich 
nach wie vor zum Ziel, breiten Bevölkerungsschich-
ten in Paderborn / in unserer Region attraktiven 
und bezahlbaren Wohnraum anzubieten. Als Woh-
nungsunternehmen und verlässlicher Sozialpartner 
schaffen wir eine Atmosphäre, in der sich Mietende 
unterschiedlichen Alters, verschiedener Nationali-
täten, Ethnie und unterschiedlichen Familienstands 
zu Hause fühlen. In Zusammenarbeit mit unseren 
Sozialpartnern setzen wir zahlreiche Sozial- und 
Serviceleistungen um, um dieses Ziel zu erreichen.
 
In unserer Genossenschaft sind langjährige, gut 
ausgebildete und motivierte Mitarbeiter beschäf-
tigt. Damit dies auch zukünftig gewährleistet ist, 
sehen wir als verantwortungsvoller Arbeitgeber es 
als wichtige Aufgabe an, auch weiterhin ein attrak-
tives Arbeitsumfeld anzubieten und durch Angebo-
te von Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen in die 
Qualifikation unserer Mitarbeiter zu investieren. 
 
Im Rahmen der Anforderungen des Gesetzes zur 
Kontrolle und Transparenz im Unternehmensbe-
reich (KonTraG) werden die bestehenden und ein-
gesetzten Controllinginstrumente mit dem Fokus 
des internen Kontrollsystems und des Risikoma-
nagements kontinuierlich überprüft und weiterent-
wickelt. 
 
Während des abgelaufenen Geschäftsjahres wur-
de in diesem Zusammenhang regelmäßig an den 
Aufsichtsrat die unterjährige Entwicklung von 
Kennzahlen, Marktdaten, der Instandhaltung, der 
Neubauprojekte und deren Auswirkung auf die Er-
trags-, Vermögens- und Finanzlage des Unterneh-
mens dargestellt. 
 
Das Risikomanagementsystem unserer Genos-
senschaft erkennt wesentliche und bestandsge-
fährdende Entwicklungen so frühzeitig, dass durch 
geeignete Maßnahmen und Reaktionen negative 
Einflüsse und wirtschaftlicher Schaden von unse-
rer Genossenschaft abgewendet werden können. 
 
Neben den internen Betrachtungen werden wei-
terhin die zusätzlich relevanten externen Beobach-
tungsbereiche, wie beispielsweise die Entwicklung 
des Wohnungs- und Kapitalmarktes und die Bau-
kostenentwicklung, in die Beobachtungen und Be-
wertung miteinbezogen. 
 
Aufgrund permanenter rechtlicher, gesellschafts-
politischer oder sozialer Veränderungen im Umfeld 

sowie steigender Lebenshaltungskosten können 
sich in unserem Kerngeschäft der Bewirtschaf-
tungstätigkeit Risiken aus Leerständen, einer er-
höhten Anzahl von Mieterwechseln, Mietverzich-
ten, Abschreibungen und Wertberichtigungen bei 
Mietforderungen ergeben. Diesen Ausfallrisiken tritt 
unsere Genossenschaft mit einem aktiven Vermie-
tungs-, Betreuungs- und Forderungsmanagement 
entgegen. Bei der Umsetzung der geplanten Bau-
vorhaben sehen wir das Risiko von konjunkturell 
bedingten weiteren Baukostensteigerungen, wel-
che die Wirtschaftlichkeit unserer Projekte in den 
nächsten Jahren beeinflussen können. Ein deutli-
cher Anstieg des Zinsniveaus könnte dazu führen, 
dass geplante Projekte in ihrer Wirtschaftlichkeit 
gefährdet und dadurch verschoben werden. 
Durch das seit vielen Jahren praktizierte Angebot, 
bei Zahlungsschwierigkeiten von Mietern individu-
elle Vereinbarungen treffen zu können, ist aktuell 
keine außerordentliche negative Entwicklung im 
Bereich des Forderungsmanagements zu verzeich-
nen. Liquiditätsrisiken sind nicht zu erwarten. 
 
Die richtige Markteinschätzung und die Zukunfts-
fähigkeit der Produkte beeinflussen neben der La-
gequalität und dem standortbezogenen Nutzungs- 
und Bebauungskonzept sowie einer effizienten 
Kostensteuerung maßgeblich den Erfolg unserer 
Neubaumaßnahmen. Bei jedem neuen Projekt wer-
den deshalb bereits in der frühen Planungsphase 
und im Vorfeld der Umsetzung Chancen und Ri-
siken in Form von Wirtschaftlichkeitsberechnun-
gen überprüft und ggf. notwendige Anpassungen 
durchgeführt.

Gegenüber dem Vorjahr haben sich keine neu-
en Risiken ergeben. Wir halten die Eintrittswahr-
scheinlichkeit der Risiken und die damit verbun-
denen möglichen negativen Auswirkungen auf die 
Ertragslage der Gesellschaft für gering.
 
Die Geschäftstätigkeit des Spar- und Bauvereins 
Paderborn eG unterliegt vor allem den Rahmenbe-
dingungen des Miet- und Baurechts. Hieraus kön-
nen sich Veränderungen ergeben, die sich nach-
teilig auswirken. Weiterhin kann durch neue oder 
geänderte Umweltgesetze bzw. -verordnungen die 
Kostensituation stark belastet werden. Deshalb 
werden geplante Gesetzesänderungen im Vorfeld 
mit großer Aufmerksamkeit verfolgt. 
 
Zur Umsetzung der Klimaziele nach dem Bundes-
Klimaschutzgesetz steht die Erarbeitung einer 
Emissionsbilanz noch aus. Die technische Be-
standsanalyse sowie der daraus zu erarbeitende 
Klimapfad befinden sich in Vorbereitung. 
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Dies wird nicht unerhebliche monetäre und perso-
nelle Ressourcen binden. 
 
Die operative Steuerung des Spar- und Bauver-
eins Paderborn eG hängt in hohem Maße von einer 
komplexen Informationstechnologie ab. Die Ge-
währleistung der Stabilität und die Sicherheit der 
IT-Systeme erfolgen durch die Begleitung qualifi-
zierter interner Mitarbeiter und externer Dienstleis-
ter sowie durch Mitarbeiterschulungen.
 
Laufende Veränderungen von Märkten und Rah-
menbedingungen bieten Chancen für die Weiter-
entwicklung der Genossenschaft. Die Entwicklung 
der Haushaltsgrößen wird in Fortsetzung des de-
mografischen Wandels in ganz Deutschland auch 
zukünftig weiter durch den Trend zur Verkleinerung 
der Haushalte gekennzeichnet sein. Unser Unter-
nehmen wird auch weiterhin durch den Ausbau 
spezieller Wohnformen, neuer Mobilitäts- und 
Sozialangebote auf die geänderten Rahmenbe-
dingungen reagieren. Auch zukünftig werden wir 
bei sämtlichen Umbau, Ausbau- bzw. Modernisie-
rungsmaßnahmen unseren Bestand so weit wie 
möglich nach den Gesichtspunkten der Barriere-
freiheit umgestalten.
 
Die Fertigstellung des inklusiven Wohnprojektes 
am „Anhalter Weg 2, 4“ mit dem Kooperationspart-
ner Lebenshilfe Paderborn e.V. sowie die Realisie-
rung des innerstädtischen Wohnprojektes „Klima-
Quartier.NRW“ u. a. mit dem Kooperationspartner 
Bethel.regional setzen städtebauliche, energeti-
sche und soziale Maßstäbe. Die Ankäufe der op-
timal gelegenen Liegenschaften „Nordstr. 15“ und 
„Giersmauer 14“ bieten ein hervorragendes Ent-
wicklungspotenzial und damit Chancen innovativer 
Projektentwicklungen. 
 
Die Umsetzung energetischer Maßnahmen ent-
sprechend den technischen, wirtschaftlichen und 
sozialpolitischen Möglichkeiten wird weiterhin ein 
Schwerpunkt unserer zukünftigen Ausrichtung 
sein.
 
Mit unseren Bauprojekten festigen wir uns als sozi-
al gerechte, ökologisch verträgliche und wirtschaft-
lich leistungsfähige Wohnungsbaugenossenschaft. 
Mit unseren Ambitionen, aber auch der konkre-
ten Umsetzung für nachhaltige Neubau- und Be-
standsentwicklung bleiben wir als Unternehmen fit 
für die Zukunft. Unsere Strategie zum langfristig kli-
maneutralen Unternehmen und Gebäudebestand 
gelingt nur gemeinsam mit unseren Mietern und 
hat daher einen starken sozialen Fokus.
 

Unsere gesellschaftliche Verantwortung sehen 
wir darin, dass wir im Rahmen aller Projekte ver-
suchen, dafür Sorge zu tragen, dass Mieten und 
Betriebskosten bezahlbar bleiben. Basierend auf 
unserer wirtschaftlichen Stabilität, investieren wir 
trotz der weltweiten Krisen(auswirkungen) und ho-
hen wohnungswirtschaftlichen Herausforderungen 
in Neubauten und Bestände.

Paderborn, 6. Juni 2025

Thorsten Mertens                  
Vorstandsvorsitzender            

Alexander Prior                   
Vorstandsmitglied          

III. LAGEBERICHT 2024
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IV. BERICHT DES AUFSICHTSRATES

Im Geschäftsjahr 2024 hat der Aufsichtsrat im Ein-
klang mit den gesetzlichen und satzungsmäßigen 
Vorgaben seine Aufgaben sorgfältig und gewissen-
haft wahrgenommen. Er informierte sich umfassend 
über alle relevanten Vorgänge, die die wirtschaft-
liche und finanzielle Lage sowie die strategische 
Entwicklung der Genossenschaft betrafen. Dies 
erfolgte durch ausführliche schriftliche und mündli-
che Berichte des Vorstands. Die Beratung und Er-
örterung zentraler Themen wie Neubauvorhaben, 
Modernisierungsmaßnahmen, der allgemeinen Ge-
schäftsentwicklung und der wirtschaftlichen Lage 
fanden in intensiven gemeinsamen Sitzungen von 
Aufsichtsrat und Vorstand statt. Sämtliche Ent-
scheidungen wurden auf fundierter Grundlage und 
einvernehmlich getroffen.
 
Im Berichtsjahr hat der Aufsichtsrat fünf ordentliche 
Aufsichtsratssitzungen einberufen, die gemeinsam 
mit dem Vorstand abgehalten wurden, sowie zwei 
außerordentliche Aufsichtsratssitzungen. Ferner 
tagte der Bau- und Wohnungsausschuss einmal 
und der Prüfungsausschuss zweimal. Innerhalb 
dieser Sitzungen wurden die wirtschaftlichen Un-
ternehmensziele, Berichte zur Geschäftsentwick-
lung, Bau- und Modernisierungsfortschritte, finan-
zielle Aspekte sowie strategische Planungen und 
Personalentscheidungen intensiv behandelt.
 
In Fällen, die eine Zustimmung erforderten, wurden 
die gemäß Satzung notwendigen Beschlüsse nach 
sorgfältiger Prüfung und umfassender Beratung 
gefasst. Während der gemeinsamen Sitzungen in-
formierte der Vorstand den Aufsichtsrat über die 
gesamtwirtschaftliche Entwicklung und die aktuel-
le Lage der Genossenschaft. Regelmäßig diskutier-
ten Vorstand und Aufsichtsrat dabei Themen wie 
die wirtschaftlichen Unternehmensziele, geplante 
Modernisierungs-, Instandhaltungs- und Neubauvor-
haben sowie die Wirtschafts-, Finanz- und Personal-
planung. Auch das Risikomanagement stand regelmä-
ßig auf der Tagesordnung.
 
Das Jahr 2024 war weiterhin von externen Heraus-
forderungen geprägt, wie etwa den anhaltenden 
Auswirkungen des russischen Angriffskriegs auf 
die Ukraine, dem andauernden Konflikt im Gazast-
reifen seit Oktober 2023 sowie einem schwierigen 
wirtschaftlichen Umfeld mit weiteren Baukostenstei-
gerungen, hohen Energiekosten, Fachkräftemangel 
und regulatorisch bedingten langwierigen Planungs- 
und Genehmigungsprozessen. Trotz dieser schwie-
rigen Rahmenbedingungen konnte die Genossen-
schaft ein sehr gutes Jahresergebnis in Höhe von 
3.233 Tsd. Euro erzielen.

Turnusmäßig endete im Berichtsjahr die Amtszeit 
des stellvertretenden Aufsichtsratsvorsitzenden 
Herrn Dr. Ernst Warsitz. In der Vertreterversamm-
lung am 26. Juni 2024 wurde er in offener Wahl er-
neut für drei Jahre in den Aufsichtsrat gewählt. In 
der anschließenden konstituierenden Sitzung des 
Aufsichtsrates wurde Herr Hubert Böddeker als 
Vorsitzender, Herr Dr. Ernst Warsitz als stellvertre-
tender Vorsitzender und Frau Sandra Weiffen als 
Schriftführerin wiedergewählt.
 
Nach Ablauf der Vorstandstätigkeit von Herrn Her-
mann Loges am 4. Mai 2024 wurde die Genos-
senschaft durch den Vorstandsvorsitzenden Herrn 
Thorsten Mertens und den Prokuristen Herrn Ale-
xander Prior vertreten. Der Spar- und Bauverein 
war stets uneingeschränkt handlungsfähig, das 
Kerngeschäft blieb vollständig gesichert. In der 
Aufsichtsratssitzung am 11. Dezember 2024 wur-
de Herr Alexander Prior mit Wirkung zum 1. Januar 
2025 für eine Dauer von fünf Jahren zum haupt-
amtlichen Vorstandsmitglied der Genossenschaft 
bestellt, ebenso wurde Herr Thorsten Mertens als 
hauptamtlicher Vorstandsvorsitzender bis zum 
31. Dezember 2029 wiedergewählt. 
 
Eine vertrauensvolle und kooperative Zusammen-
arbeit, die gremienübergreifend gestaltet ist, bildet 
die Basis für eine umfassende Information des Auf-
sichtsrates. Regelmäßig abgehaltene Sitzungen 
zwischen Aufsichtsrat und Vorstand sowie ein en-
ger Austausch zwischen dem Aufsichtsratsvorsit-
zenden, seinem Stellvertreter und dem Vorstands-
vorsitzenden stellten sicher, dass wesentliche 
Entwicklungen und aktuelle geschäftliche Vorgän-
ge detailliert besprochen wurden.

Der Aufsichtsrat ließ sich zudem kontinuierlich über 
die Weiterentwicklung der strategischen Hand-
lungsfelder informieren und führte hierzu einen 
regelmäßigen, qualitativ hochwertigen Dialog mit 
dem Vorstand. Im Einklang mit seinen gesetzlichen 
Aufgaben prüfte der Aufsichtsrat den Jahresab-
schluss 2024, den Lagebericht und den Vorschlag 
zur Verwendung des Jahresüberschusses sorgfäl-
tig und beriet darüber umfassend. Es wurden keine 
Beanstandungen festgestellt. Im Rahmen der Prü-
fung des Jahresabschlusses zum 31.12.2024 unter 
Einbeziehung der Buchführung, des Lageberichtes 
und der Geschäftsführung durch den Verband der 
Wohnungs- und Immobilienwirtschaft Rheinland 
Westfalen e.V. (VdW Rheinland Westfalen) erörter-
te der Aufsichtsrat verschiedene Fragestellungen, 
konkrete Prüfungsergebnisse sowie das abschlie-
ßende Gesamtergebnis in aller Ausführlichkeit.
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IV. BERICHT DES AUFSICHTSRATES

Der vom Vorstand vorgelegte Jahresabschluss 
2024 mit Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung 
sowie Anhang, der Vorschlag zur Verteilung des 
Bilanzgewinnes sowie der Lagebericht des Vor-
standes wurden vom Aufsichtsrat geprüft und in 
gemeinsamer Sitzung umfassend beraten.
Der Aufsichtsrat stellt fest, dass die Geschäfte der 
Genossenschaft ordnungsgemäß geführt wurden 
und er seinen gesetzlichen sowie satzungsmäßi-
gen Pflichten vollumfänglich nachgekommen ist.
 
Der Aufsichtsrat empfiehlt der Vertreterversamm-
lung, den Jahresabschluss 2024 in der vorgelegten 
Form festzustellen, dem Vorschlag zur Gewinnver-
wendung zuzustimmen und dem Vorstand für das 
Geschäftsjahr 2024 Entlastung zu erteilen.
 
Ein herzlicher Dank gilt dem Vorstand, den Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern des Spar- und Bau-
vereins sowie allen Vertreterinnen und Vertretern für 
die erfolgreiche, vertrauensvolle und angenehme 
Zusammenarbeit.

Paderborn, 6. Juni 2025 

Hubert Böddeker
Vorsitzender des Aufsichtsrates
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AKTIVA Geschäftsjahr Vorjahr

€ € €
A. ANLAGEVERMÖGEN
I. Immaterielle Vermögensgegenstände  
1. Entgeltlich erworbene Lizenzen 2.297,79  2.565,47

2. Geleistete Anzahlungen 2.439,50 4.737,29 0,00 

II. Sachanlagen    
1. Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte  
    mit Wohnbauten 126.688.670,53

  
131.221.155,22

2. Grundstücke mit Geschäfts- und anderen Bauten 1.096.877,85  1.143.192,95
3. Technische Anlagen und Maschinen 123.761,98  133.973,32
4. Betriebs- und Geschäftsausstattung 148.124,95 187.484,19
5. Anlagen im Bau 3.287.887,03  743.411,03
6. Bauvorbereitungskosten 601.379,77 124.774,66
7. Geleistete Anzahlungen 264.589,34 132.211.291,45 0,00

III. Finanzanlagen  

1. Wertpapiere des Anlagevermögens 0,00  2.000.000,00
2. Andere Finanzanlagen 8.000,00 8.000,00 8.000,00
Anlagevermögen insgesamt 132.224.028,74 135.564.556,84

B. UMLAUFVERMÖGEN
I. Zum Verkauf bestimmte Grundstücke  
   und andere Vorräte
1. Grundstücke ohne Bauten 1.704,83 1.704,83
2. Unfertige Leistungen 4.754.509,44 4.272.427,41
3. Andere Vorräte 16.315,43 4.772.529,70 10.796,73

II. Forderungen und sonstige Vermögens-
    gegenstände
1. Forderungen aus Vermietung 53.072,09 50.385,78
2. Sonstige Vermögensgegenstände 268.044,03 321.116,12 226.796,02

III. Flüssige Mittel
Kassenbestand, Guthaben bei Kreditinstituten 10.707.914,66 5.077.947,06

Bilanzsumme  148.025.589,22 145.204.614,67

1. BILANZ zum 31. Dezember 2024
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PASSIVA Geschäftsjahr Vorjahr

€ € €
A. EIGENKAPITAL
I. Geschäftsguthaben
1. der mit Ablauf des Geschäftsjahres 
    ausgeschiedenen Mitglieder 291.051,89 596.444,28
2. der verbleibenden Mitglieder 17.672.738,14 17.746.063,16
3. aus gekündigten Geschäftsanteilen 51.770,00 18.015.560,03 82.770,00
Rückständige fällige Einzahlungen auf Geschäfts-
anteile: 12.761,86 € (im Vj. 14.146,84 €)

II. Ergebnisrücklagen
1. Gesetzliche Rücklage 10.021.000,00  9.697.000,00
davon aus Jahresüberschuss Geschäftsjahr 
eingestellt: 324.000,00 € (im Vj. 280.000,00 €)
2. Andere Ergebnisrücklagen 66.112.230,75 76.133.230,75 64.088.024,09
davon aus Jahresüberschuss Geschäftsjahr 
eingestellt: 2.024.206,66 € (im Vj. 1.617.263,80 €)

III. Bilanzgewinn
1. Jahresüberschuss 3.233.029,93  2.799.896,33
2. Einstellungen in Ergebnisrücklagen   2.348.206,66 884.823,27 1.897.263,80
Eigenkapital insgesamt 95.033.614,05 93.112.934,06

B. RÜCKSTELLUNGEN
1. Rückstellungen für Pensionen und ähnliche  
    Verpflichtungen 9.796.654,00 9.310.141,00
2. Steuerrückstellungen 0,00 123.670,00
3. Rückstellungen für Bauinstandhaltung 110.000,00 110.000,00
4. Sonstige Rückstellungen 237.900,00 10.144.554,00 235.850,00

C. VERBINDLICHKEITEN
1. Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 34.766.040,30 34.385.463,31
2. Verbindlichkeiten gegenüber anderen Kreditgebern 86.756,41 88.957,51
3. Erhaltene Anzahlungen 5.169.206,07 5.078.157,86
4. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen
a) Verbindlichkeiten aus Vermietung 49.019,40 57.336,62
b) Verbindlichkeiten aus anderen Lieferungen 
    und Leistungen

931.593,05 816.642,69

5. Sonstige Verbindlichkeiten 231.508,94 41.234.124,17 201.962,62
davon aus Steuern: 17.127,75 € (im Vj. 14.831,86 €)

davon im Rahmen der sozialen Sicherheit: 
358,01 € (im Vj. 0,00 €)

D. RECHNUNGSABGRENZUNGSPOSTEN 1.613.297,00 1.683.499,00

Bilanzsumme 148.025.589,22 145.204.614,67
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Geschäftsjahr Vorjahr

€ € €
1. Umsatzerlöse
a) aus der Bewirtschaftungstätigkeit 19.701.239,32 19.138.121,78
b) aus Betreuungstätigkeit 66.342,99 64.836,60
c) aus anderen Lieferungen und Leistungen 26.252,30 19.793.834,61 14.837,74
2. Veränderung des Bestandes an unfertigen Leistungen 482.082,03 260.419,23
3. Andere aktivierte Eigenleistungen 26.347,43 66.986,18
4. Sonstige betriebliche Erträge 338.147,48 363.850,40
5. Aufwendungen für bezogene Lieferungen  
    und Leistungen
Aufwendungen für Bewirtschaftungstätigkeit 9.814.893,01 9.058.642,10
6. Rohergebnis 10.825.518,54 10.850.409,83
7. Personalaufwand
a) Löhne und Gehälter 1.771.391,92 1.600.734,72
b) soziale Abgaben und Aufwendungen  
    für Altersversorgung 1.056.540,66 2.827.932,58 1.327.172,57
davon für Altersversorgung: 704.440,89 €
(im Vj. 1.021.781,94 €)
8. Abschreibungen auf immaterielle Vermögensgegen-                                      
    stände des Anlagevermögens und Sachanlagen 3.499.032,23 3.411.403,54
9. Sonstige betriebliche Aufwendungen 675.220,49 726.738,16
10. Erträge aus anderen Wertpapieren und Aus- 
      leihungen des Finanzanlagevermögens  5.560,00 14.243,84
11. Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 267.708,63 273.268,63 30.546,00
12. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 334.398,44 401.010,19
davon aus Abzinsung von Rückstellungen:
21.081,00 € (im Vj. 86.448,00 €)
13. Steuern vom Einkommen und vom Ertrag 14.967,14 143.602,36
14. Ergebnis nach Steuern 3.747.236,29 3.284.538,13
15. Sonstige Steuern 514.206,36 484.641,80
16. Jahresüberschuss 3.233.029,93 2.799.896,33
17. Einstellungen aus dem Jahresüberschuss  
      in Ergebnisrücklagen 2.348.206,66 1.897.263,80
18. Bilanzgewinn 884.823,27 902.632,53

2. GEWINN- UND VERLUSTRECHNUNG
    für die Zeit vom 1. Januar bis 31. Dezember 2024
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V. JAHRESABSCHLUSS 2024

3.  ANHANG ZUM JAHRES- 
     ABSCHLUSS 2024
A. Allgemeine Angaben

Der Spar- und Bauverein Paderborn eG hat sei-
nen Sitz in Paderborn und ist eingetragen in das 
Genossenschaftsregister beim Amtsgericht Pader-
born (Nr. 231). 
 
Der Jahresabschluss für das Geschäftsjahr 2024 
wurde nach den Vorschriften des Handelsgesetz-
buches aufgestellt.
 
Die Bilanz und die Gewinn- und Verlustrechnung 
sind nach der Verordnung über die Gliederung des 
Jahresabschlusses von Wohnungsunternehmen 
aufgestellt. 
 
Für die Gewinn- und Verlustrechnung wurde das 
Gesamtkostenverfahren gewählt.

Bei folgenden Positionen bestehen Bilanzierungs-
wahlrechte:
 
1.  aktive latente Steuern
2.  Rückstellungen für Pensionen, die rechtlich
     vor dem 01.01.1987 begründet wurden
3.  Rückstellung für Bauinstandhaltungen  
     (§ 249 Abs. 2 HGB alte Fassung)
4.  Verbindlichkeiten aus Aufwendungsdarlehen
     (§ 88 II. WoBauG)
 
Die bestehenden Bewertungsunterschiede zwi-
schen Handels- und Steuerbilanz führen zu einer 
aktiven Steuerlatenz, eine Bilanzierung wurde nicht 
vorgenommen. 
Zu 2, 3 und 4 wurde eine Bilanzierung vorgenom-
men bzw. beibehalten.

Bewertung des Anlagevermögens
Das gesamte Sachanlagevermögen wurde zu fort-
geführten Anschaffungs- oder Herstellungskosten 
bewertet. Die Herstellungskosten wurden auf der 
Grundlage der Vollkosten ermittelt. Diese setzen 
sich aus den Fremdkosten, Eigenleistungen, Be-
triebskosten und Grundsteuern während der Bau-
zeit zusammen. 

Die Eigenleistungen umfassen Architekten- und 
Verwaltungsleistungen. 
 
Die planmäßigen Abschreibungen auf Gegenstän-
de des Anlagevermögens wurden wie folgt vorge-
nommen:
 
–   immaterielle Vermögensgegenstände – linear mit 
33 % Abschreibung

– Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte mit 
Wohnbauten sowie Grundstücke mit Geschäfts- 
und anderen Bauten – linear pro rata temporis über 
die Restnutzungsdauer
Die der linearen Abschreibung zugrunde liegenden 
Nutzungsdauern betragen  
a)  bei Altbauten 40/30 Jahre ab 01.01.1980; bei  
     umfangreicher Modernisierung erfolgt die An- 
      passung auf 30 Jahre 
b)  80 Jahre bei Gebäuden mit Nutzungsbeginn bis 
     zum 31.12.2006
c)  50 Jahre bei Gebäuden mit Nutzungsbeginn   
     nach dem 31.12.2006
d)  10 Jahre bei Außenanlagen nach dem 31.12.2006
e)  33 Jahre bei Grundstücken mit Geschäfts- und 	
     anderen Bauten 

Anschaffungskosten für Erbbaurechte werden 
über deren Laufzeiten linear abgeschrieben, die 
„Technischen Anlagen und Maschinen“ sowie die 
„Betriebs- und Geschäftsausstattung“ nach der li-
nearen Abschreibungsmethode bei Abschreibungs-
sätzen von 5 %, 10 %, 12,5 %, 20 % und 25 %. 

„Geringwertige Wirtschaftsgüter“ bis zu einem An-
schaffungswert von 150,00 € wurden im Jahr des 
Zugangs als Aufwand erfasst, bei Anschaffungs-
werten von 150,01 € bis 800,00 € werden diese im 
Jahr des Zugangs voll abgeschrieben. 
 
Die Finanzanlagen sind zu Nominalwerten bilanziert. 

B. Erläuterungen zu den Bilanzierungs-  		
     und Bewertungsmethoden



Bewertung des Umlaufvermögens
Die „Unbebauten Grundstücke“ und die „Unferti-
gen Leistungen“ sind mit den Anschaffungskosten 
bilanziert. Die „Unfertigen Leistungen“ sind mit 
46.000,00 € pauschal wertberichtigt.
Die „Anderen Vorräte“ sind mit den Anschaffungs-
kosten bewertet. 
Die „Forderungen“ und „Sonstigen Vermögensge-
genstände“ werden mit ihren Nominalbeträgen, bei 
den Vermietungsforderungen abzüglich einer pau-
schalen Wertberichtigung in Höhe von 17.000,00 € 
ausgewiesen. Uneinbringliche und zweifelhafte For-
derungen aus Vermietung wurden abgeschrieben. 
 
Die „Liquiden Mittel“ werden zu Nominalwerten 
ausgewiesen.

Bewertungsmethoden Rückstellungen/
Verbindlichkeiten 
Die Rückstellungen wurden nach vernünftiger kauf-
männischer Beurteilung mit dem Erfüllungsbetrag 
angesetzt. 
Pensionsrückstellungen sind nach versicherungs-
mathematischen Grundsätzen entsprechend dem 
Anwartschaftsbarwertverfahren gebildet worden. 
Dabei wurden die Richttafeln 2018G von Prof. 
Dr. Heubeck, ein Abzinsungssatz von 1,90 % bei 
einer durchschnittlichen Restlaufzeit von 15 Jah-
ren sowie ein Gehalts- und Rententrend von je-
weils 2,50  % zugrunde gelegt. Eine Fluktuation 
wurde nicht berücksichtigt. In der Zuführung zur 
Pensionsrückstellung ist ein Zinsaufwand von 
21.081,00 € enthalten. 
 
Bei den Rückstellungen für Pensionen besteht 
zwischen dem Ansatz der Rückstellungen nach 
Maßgabe des entsprechenden durchschnittlichen 
Marktzinssatzes aus den vergangenen zehn Ge-
schäftsjahren und dem Ansatz der Rückstellungen 
nach Maßgabe des entsprechenden durchschnitt-
lichen Marktzinssatzes aus den vergangenen sie-
ben Geschäftsjahren im Geschäftsjahr ein Unter-
schiedsbetrag in Höhe von –107.927,00 €. 
 
Die Verbindlichkeiten wurden mit dem Erfüllungs-
betrag angesetzt. 
 
Der passive Rechnungsabgrenzungsposten betrifft 
Tilgungszuschüsse im Rahmen der sozialen Wohn-
raumversorgung; sie werden über den Zeitraum der 
Mietpreisbindung erfolgswirksam linear aufgelöst. 
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C. Angaben zur Bilanz

Anschaffungs-/
Herstellungs-

kosten  
zum 01.01.

Zugänge des
Geschäfts-

jahres

Abgänge des 
Geschäfts-

jahres

Umbuchungen 
des  

Geschäfts-
jahres

(+/–)

Anschaffungs-/
Herstellungs-

kosten zum 
31.12.

€   € € € €
Immaterielle Vermögensgegenstände

Entgeltlich  
erworbene Lizenzen 71.848,59 1.266,37 0,00 0,00 73.114,96
Geleistete Anzahlungen 0,00 2.439,50 0,00 0,00 2.439,50
Immaterielle Vermögens-
gegenstände insgesamt 71.848,59 3.705,87 0,00 0,00 75.554,46
Sachanlagen

Grundstücke und  
grundstücksgleiche Rechte  
mit Wohnbauten 205.842.891,43 123.311,04 –1.278.387,14

0,00
0,00 204.687.815,33

Grundstücke mit Ge-
schäfts- und anderen 
Bauten 2.086.803,78 0,00 0,00 0,00 2.086.803,78

Technische Anlagen 
und Maschinen 145.356,71 0,00 0,00 0,00 145.356,71

Betriebs- und 
Geschäftsausstattung 600.423,22 21.337,06 –4.841,91 0,00 616.918,37

Anlagen im Bau 
743.411,03 2.544.476,00 0,00

0,00
0,00 3.287.887,03

Bauvorbereitungskosten 124.774,66 476.605,11 0,00 0,00 601.379,77

Geleistete Anzahlungen 0,00 264.589,34 0,00 0,00 264.589,34

Sachanlagen  
gesamt 209.543.660,83 3.430.318,55 –1.283.229,05

0,00
0,00 211.690.750,33

Finanzanlagen

Wertpapiere des 
Anlagevermögens 2.000.000,00 0,00 –2.000.000,00 0,00 0,00

Andere Finanzanlagen 8.000,00 0,00 0,00 0,00 8.000,00

Finanzanlagen gesamt 2.008.000,00 0,00 –2.000.000,00 0,00 8.000,00

Anlagevermögen insgesamt

211.623.509,42 3.434.024,42 –3.283.229,05
0,00
0,00 211.774.304,79

1. Anlagespiegel 
Die Entwicklung der einzelnen Posten des Anlagevermögens ist in dem nachfolgenden Anlagespiegel 	
dargestellt.
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Kumulierte  
Abschreibungen 

zum 01.01.

Abschreibungen 
des Geschäfts-

jahres

Änderung der 
Abschreibungen 

in Zusammenhang 
mit Abgängen

Kumulierte  
Abschreibungen  

zum 31.12.

Buchwert  
am 31.12.

Buchwert  
am 31.12.

(Vorjahr)

€   € € € € €

69.283,12 1.534,05 0,00 70.817,17 2.297,79 2.565,47

0,00 0,00 0,00 0,00 2.439,50 0,00

69.283,12 1.534,05 0,00 70.817,17 4.737,29 2.565,47

74.621.736,21 3.380.276,44 –2.867,85 77.999.144,80 126.688.670,53 131.221.155,22

943.610,83 46.315,10 0,00 989.925,93 1.096.877,85 1.143.192,95

11.383,39 10.211,34 0,00 21.594.73 123.761,98 133.973,32

412.939,03 60.695,30 –4.840,91 468.793,42 148.124,95 187.484,19

0,00 0,00 0,00 0,00 3.287.887,03 743.411,03

0,00 0,00 0,00 0,00 601.379,77 124.774,66

0,00 0,00 0,00 0,00 264.589,34 0,00

75.989.669,46 3.497.498,18 –7.708,76 79.479.458,88 132.211.291,45 133.553.991,37

0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 2.000.000,00

0,00 0,00 0,00 0,00 8.000,00 8.000,00

0,00 0,00 0,00 0,00 8.000,00 2.008.000,00

76.058.952,58 3.499.032,23 –7.708,76 79.550.276,05 132.224.028,74 135.564.556,84
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2. In der Position „Unfertige Leistungen“ sind 4.754.509,44 € (Vorjahr: 4.272.427,41 €) noch nicht 
abgerechnete Betriebs- und Heizkosten ausgewiesen.

3. Die Forderungen mit einer Restlaufzeit von mehr als einem Jahr stellen sich wie folgt dar:

Geschäftsjahr Vorjahr

insgesamt davon mit einer 
Restlaufzeit von 
mehr als 1 Jahr

insgesamt davon mit einer 
Restlaufzeit von 
mehr als 1 Jahr

€ € € €

Forderungen aus Vermietung 53.072,09 28.024,47 50.385,78 18.833,68

Sonstige Vermögensgegenstände 268.044,03 0,00 226.796,02 0,00

Gesamtbetrag 321.116,12 28.024,47 277.181,80 18.833,68

Ergebnisrücklagen Bestand am Ende  
des Vorjahres

Einstellung aus dem  
Jahresüberschuss  

des Geschäftsjahres

Bestand am Ende 
 des Geschäftsjahres

€ € €

Gesetzliche Rücklage 9.697.000,00 324.000,00 10.021.000,00

Andere Ergebnisrücklagen 64.088.024,09 2.024.206,66 66.112.230,75

4. Rücklagen

€ €

Rückstellungen für Pensionen 9.796.654,00

Rückstellungen für Bauinstandhaltung 110.000,00

Sonstige Rückstellungen 237.900,00

für Prüfungskosten 36.300,00

für Steuerberatungskosten 3.700,00

für nicht genommenen Urlaub 1.900,00

für interne Jahresabschlusskosten 15.000,00

für Personalkosten 181.000,00

5. Rückstellungen
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Die Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 
und gegenüber anderen Kreditgebern sind in voller 
Höhe durch Grundpfandrechte gesichert.

D. Gewinn- und Verlustrechnung
 
In den Posten der Gewinn- und Verlustrechnung 
sind keine wesentlichen periodenfremden Erträge 
bzw. Aufwendungen enthalten.

E. Sonstige Angaben
Haftungsverhältnisse gegenüber Dritten bestehen 
nicht. 
 
Für laufende Baumaßnahmen fallen noch Herstel-
lungskosten in Höhe von circa 2.079,7 T€ an, de-
nen noch nicht valutierte Darlehen über 1.597,1 T€ 
gegenüberstehen.
 
Am 31.12.2024 bestanden aus der Verwaltung 
von Eigentumswohnungen auf laufenden Konten 
und Festgeldkonten Bankguthaben in Höhe von 
1.710.949,30 €.

6. Verbindlichkeitenspiegel

Verbindlich-
keiten

Insgesamt
€

davon Restlaufzeit € Vorjahr €

bis 1 Jahr über 1 bis
 5 Jahre

über 5 
Jahre

Insgesamt bis 1 Jahr über 1 Jahr

Verbindlich-
keiten gegen-
über Kredit-
instituten 34.766.040,30 1.469.835,42 2.968.146,16 30.328.058,72 34.385.463,31 1.778.436,42 32.607.026,89

Verbindlich-
keiten gegen-
über anderen 
Kreditgebern 86.756,41 1.245,76 4.990,89 80.519,76 88.957,51 2.201,10 86.756,41

Erhaltene 
Anzahlungen 
(für noch ab-
zurechnende 
Betriebs- und 
Heizkosten) 5.169.206,07 5.169.206,07 0,00 0,00 5.078.157,86 5.078.157,86 0,00

Verbindlich-
keiten aus Lie-
ferungen und 
Leistungen 980.615,45 980.612,45 0,00 0,00 873.979,31 873.979,31 0,00

Sonstige Ver-
bindlichkeiten 231.508,94 231.508,94 0,00 0,00 201.962,62 201.962,62 0,00

Gesamtbetrag  41.234.124,17 7.852.408,64 2.973.137,05 30.408.578,48 40.628.520,61 7.934.737,31 32.693.783,30

Die Fristigkeiten der Verbindlichkeiten sowie die zur Sicherheit gewährten Pfandrechte oder ähnliche 
Rechte stellen sich wie folgt dar:
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Mitgliederbewegung

Anzahl der Mitglieder

Stand am 01.01.2024 5.912
Zugang 2024 241
Abgang 2024 260
Stand am 31.12.2024 5.893

Geschäftsguthaben 

Nach Abschluss des Geschäftsjahres 2024 sind keine Vorgänge von besonderer Bedeutung eingetreten.

Die Geschäftsguthaben der verbleibenden Mitglieder 
haben sich im Geschäftsjahr vermindert um 73.325,02 €

Die Haftsummen haben sich vermindert um 5.890,00 €

Zum 31.12.2024 beträgt:

  a) der Gesamtbetrag der Haftsummen 1.826.830,00 €

  b) der Gesamtbetrag der verbleibenden 
      Geschäftsguthaben 17.672.738,14 €

  c) die rückständigen fälligen Einzahlungen 
      auf die Geschäftsanteile 12.761,86 €

  d) das durchschnittliche Guthaben je Anteil 309,78 €

Vollbe- 
schäftigte

Teilzeit-  
beschäftigte

Geringfügig 
Beschäftigte

Kaufmännische Mitarbeiter 12 6 –

Technische Angestellte 3 – –

Mitarbeiter im Regiebetrieb 1 2 1

16 8 1

Im Geschäftsjahr durchschnittlich beschäftigte Arbeitnehmer:

V. JAHRESABSCHLUSS 2024
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Name und Anschrift des zuständigen 
Prüfungsverbandes: 

Verband der Wohnungs- und Immobilienwirtschaft 
Rheinland Westfalen e. V.
Goltsteinstraße 29
40211 Düsseldorf

Mitglieder des Vorstandes:

Vorsitzender: Thorsten Mertens, 
Dipl.-Volkswirt
Hermann Loges, 
Dipl.-Betriebswirt (bis 04.05.2024)

Alexander Prior, 
Dipl.-Ing. (FH) (ab 01.01.2025)

Mitglieder des Aufsichtsrates:

Vorsitzender: Hubert Böddeker, 
Sparkassendirektor a. D.

Rüdiger Bonke, 
Pfarrer

Edmund Donschen, 
Maurermeister

Dr. Jörg-Markus Habich,  
Dipl.-Kaufmann

Paul Knocke, 
Dipl.-Ingenieur

Sabine Loewe,  
Justizbeamtin 

Stellv.  
Vorsitzender:

Dr. Ernst Warsitz, 
Dipl.-Ingenieur

Jürgen Wegener, 
Dipl.-Kaufmann 
vom 26.09.2023 bis 26.06.2024 
nicht stimmberechtigt

Sandra Weiffen, 
Lehrerin

F. Vorschlag für die Verwendung des    	
    Jahresergebnisses

Vorstand und Aufsichtsrat haben auf der Grundlage 
der Satzungsregelungen beschlossen, vom Jah-
resüberschuss in Höhe von 3.233.029,93 € einen 
Betrag von 2.348.206,66 € im Rahmen der Vorweg-
zuweisung in die Ergebnisrücklagen einzustellen. 
Der Vertreterversammlung wird die Feststellung 
des Jahresabschlusses unter Billigung der Vorweg-
zuweisung vorgeschlagen. Es wird vorgeschlagen, 
den verbleibenden Bilanzgewinn von 884.823,27 € 
für die Ausschüttung einer Dividende von 5 % zu 
verwenden.  

Paderborn, 6. Juni 2025

Thorsten Mertens                  Alexander Prior 	  
Vorstandsvorsitzender           Vorstandsmitglied

V. JAHRESABSCHLUSS 2024



Frei finanzierte Wohnungen

Öffentlich geförderte Wohnungen

Studentenwohnheim

Studentenwohnungen

Singlewohnungen

Familienfreundliche Wohnungen

Barrierefreie Seniorenwohnungen

Seniorenwohngemeinschaften

Seniorenwohngemeinschaften für Demenzerkrankte

Kindertagesstätte

Tagespflege

Sozialstation

Nachbarschaftstreffs

Bezahlbare, qualitativ hochwertige, energetisch optimierte Wohnungen  

Faire Mieten, keine Eigenbedarfskündigungen

... und vieles mehr! 

Über 3.000
gute Gründe
FÜR DEN SPAR- UND BAUVEREIN PADERBORN:



Das 
PLUS an 
GENOSSENSCHAFT



GEGRÜNDET

18 93


